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Erster Teil
Orga n isatorische Verfassu n g

s1
Zweck und Sitz der Kasse

(1) lDie Kirchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt hat den Zweck, den nichtbeam-
teten Arbeitnehmern (in dieser Satzung "Mitarbeiter" genannt) der an die Kasse ange-
schlossenen kirchlichen und diakonischen Arbeitgeber nach Maßgabe dieser Satzung
eine zusätzliche Alters-, Berufsunfähigkeits-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebe-
nenversorgung zu gewähren. 2lm Rahmen der betrieblichen Altersversorgung steht
die Kasse den Mitarbeitern auch für eine freiwillige Versicherung offen, 3Sie ist keine
im Wettbewerb stehende Einrichtung.

(2) Die Kasse hat ihren Sitz in Darmstadt.

s2
Rechtsverhältnisse der Kasse

(1) Die Kasse ist eine kirchliche Einrichtung mit eigener Rechtspersönlichkeit (Anstalt des
öffentlichen Rechts).

(2) lsatzungsänderungen werden vom Verwaltungsrat beschlossen (s 3 a Abs. 1

Buchst. g) 2sie bedürfen der Zustimmung der Gewährleistungsträger (s 11 Abs. 2)
mit Zweidrittelmehrheit, wobei jedem Gewährleistungsträger je Versichertem eine
Stimme zusteht; maßgebend für die Anzahl der Versicherten ist der Stand am Ende
des vorausgegangenen Geschäftsjahres. 3Satzungsänderungen bedürfen der Ge-
nehmigung durch die Versicherungsaufsicht (S 9). aS¡e werden im Amtsblatt der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) veröffentlicht. 5Künftige Satzungsände-
rungen gelten, soweit nichts anderes bestimmt wìrd, auch für die bestehenden Betei-
ligungs- und Versicherungsverhältnisse sowie für bereits bewilligte Versicherungsleis-
tungen.

(3) Werden Bestimmungen der Tarifverträge über die Versorgung der Arbeitnehmer in
öffentlichen Dienst geändert oder ergänzt und hat dies Auswirkungen auf die Sat-
zung, so kann die Kasse auf Beschluss des Vorstands die notwendigen Änderunger
und Ergänzungen der Satzung von dem in den Tarifuerträgen vereinbarten Zeitpunkt
an auch vor Abschluss des Satzungsänderungsverfahrens anwenden.
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S2a
Organe

(1) Die Organe der Kasse sind

(2)

a) der Venrvaltungsrat ($S 3 bis 3 b),

b) der Aufsichtsrat (SS 4 bis 4 b),

c) der Vorstand ($ 6).

Die Mitglieder der Organe und deren Stellvertreter sind den beteiligten Kirchen, der

EKD, der UEK und der VELKD sowie der Versicherungsaufsicht (s 9) mitzuteilen.

s3
Verwaltungsrat

(1) lDie Mitglìeder des Verwaltungsrats werden

a) von den Kirchen, die die Gewährleistung für die Verbindlichkeiten der Kasse uber-

nommen haben,
b) von der EKD, der UEK und derVELKD,
c) von dem Evangelischen Diakonieverein Berlin-Zehlendorf e. V.

berufen.

2Es entfallen auf

von 1001

bis 1000 Pflichtversicherte
bis 4000Pflichtversicherte
über 4000 Pf lichtversicherte

zwet
vter
sechs

Mitglieder,
Mitglieder
Mitglieder.

(2)

3Jeweils die Hälfte der Mitglieder muss dem Kreis der Versicherten angehÖren.

tBei der Berufung der Mitglieder des Venrualtungsrats ist die Diakonie in angemesse-
ner Zahl zu beteiligen. 2Die Berufung dieser Mitglieder erfolgt im Einvernehmen mit

dem jeweils zuständigen Diakonischen Werk beziehungsweise der sonst zuständigen
Stelle.

(3) Fùr jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen.

(4) lDie Berufung erfolgt auf die Dauer von fûnf Jahren. 2Wiederberufung ist zulässig.
3Entfallen bei einem Mitglied oder einem Stellvertreter dìe Voraussetzungen für die Be-

rufung oder scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter vorzeitig aus dem Verwal-

tungsrat aus, so ist für die restliche Zeit eine Neuberufung vorzunehmen.
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(5) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und einen ersten und
einen zweiten stellveftretenden Vorsitzenden.

(6) Der Ven¡¡altungsrat ist beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder dem für
ihn tätigen Stellvertreter mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.

(7) lDer Ven¡valtungsrat entscheidet mit Stimmenmehrheit. 2Bei Stimmengleichheit gilt ein
Antrag als abgétefrnt. 3Der Beschluss über die Auflösung der Kasse bedarf einer Drei-
viertelmehrheit der satzungsgemäßen Anzahl der Stimmen.

(8) Der Verwaltungsrat bleibt so lange in seinem Amt, bis der neue Verwaltungsrat seine
Tätigkeit aufgenommen hat.

S3a
Aufgaben des Verwaltu ngsrats

(1) Der Ven¡valtungsrat hat folgende Aufgaben

a) Wahl, Abberufung und Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats (S 4),
b) Feststellung der Jahresrechnung (S 60 Abs. 3 bis 5) auf der Grundlage der vom

Aufsichtsrat erarbeiteten Empfehlung und Beschlussfassung über die Entlastung
des Vorstands auf Vorschlag des Aufsichtsrats,

c) Bestellung eines Prüfers in besonderen Fällen,
d) Wahl eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung der Jahresrechnung,
e) Festsetzung des Pflichtbeitragssatzes (S 62), des Referenzentgeltes (S 34 Abs. 2),

des Regelbeitrages (S 34 Abs.4), des Messbetrages (S33 Abs. 1), derAltersta-
belle (S 34 Abs 3), des Sanierungsgeldes (S 63) sowie Beschlussfassung über die
Vorschläge des Vorstands zur Venruendung der Überschüsse und zu Maßnahmen
zur Deckung von Fehlbeträgen,

f) Bestellung des Verantwortlichen Aktuars,
g) Beschlussfassung über Satzungsänderungen (S 2 Abs. 2 Satz 1),
h) Beschlussfassung über die Auflösung der Kasse (S 10).

(2) Die Beschlüsse des Venrvaltungsrats gemäß Absatz 1 Buchst. d bis h bedürfen der
Genehmigung der Versicherungsaufsicht (S 9).

s3b
Sitzungen des Verwaltu ngsrats

(1) lDer Verwaltungsrat wird mindestens einmal im Jahr durch seinen Vorsitzenden
einberufen. 2Wenn mindestens 15 Verualtungsratsmitglieder die Einberufung einer Sit-
zung unter schriftlicher Angabe der Beratungsgegenstände beim Vorsitzenden des
Verwaltungsrats beantragen, ist zu einer besonderen Sitzung einzuladen, die inner-
halb eines Monats nach Eingang des Antrages stattfinden muss.

10



(2) lDie Einladung zur Sitzung ergeht spätestens zwei Wochen vorher unter Angabe der

Beratungsgegãnstände. 2lñ Ausnahmefällen kann die Frist auf fÙnf Tage verkürzt wer-

den

(3) Der Vorsitzende leitet die Sitzung.

(4) lDie Mitglieder des Vorstands und des Aufsi des

Venvaltu"ngsrats teil. 2Der Vorstand muss auf Ver-

handlung gehört werden 3Er ist verpflichtet era-

tungsgegenständen zu erteilen

(S) 1über die Sitzungen wird eine Niederschrift gefertigt. 2Die Niederschrift ist vom Vorsit-

zenden und zwei Mitgliedern des Verwaltungsrats zu unterschreiben.

s4
Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus neun Mitgliedern, von denen drei dem Kreis der Versi-

cherten und sechs dem Kreis der Beteiligten (s 11), davon mindestens drei dem Kreis

der Gewährleistungsträger (S 11 Abs. 2), angehören.

(Z) lDie Mitglieder des Aufsichtsrats werden vom Ven¡¡altungsrat gewählt. 2Die Wahl

bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln c er anwesenden Verwaltungsratsmitglieder;

vom dritten Wahlgang an genúgt die einfache Mehrheit. 3Die Mitglieder des Aufsichts-

rats werden aut die óau"iuon sechs Jahren gewählt.4Von ihnen scheiden alle zwei

Jahre dreì Mitglieder aus, davon ein Mitglied aus dem Kreis der Versicherten
sWiederwahl ist zulässig. u$ 3 Abs. B gilt entsprechend.

(3) lDie Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt auf Vorschlag eines Wahlausschus-

ses, dem angehören

a) der Vorsitzende des Verwaltungsrats als Vorsitzender,

b) vier vom Venrualtungsrat aus seiner Mitte Gewählte, von denen zwei dem Kreis der

Versicherten und zwei dem Kreis der Beteiligten (S 11), davon mindestens einer 
-.

dem Kreis der Gewährleistungsträger (S 11 Abs' 2), angehören,

c) der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein vom Aufsichtsrat bestimmtes anderes

Aufsichtsratsmitglied.

2lm Falle der Verhinderung werden vertreten

der Vorsitzende des Verwaltungsrats durch einen seiner stellvertreter,

die aus der Mitte des Ven¡valtungsrats Gewählten durch stellvertreter.
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(4) lDer Aufsichtsrat bestellt aus seiner Mitte den Vorsitzenden sowie einen ersten und

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder einem seiner
Stellvedreter mindestens vier seiner lVitglieder anwesend sind,

(6) lDer Aufsichtsrat entscheidet mit Stimmenmehrheit. 'zBei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden.

(7) Scheidet ein Mitglied des Aufsichtsrats vorzeitig aus seinem Amt aus, so ist für den
Rest der Wahlzeit des Ausgeschiedenen ein neues Mitglied des Aufsichtsrats nach
Absatz 2 und 3 in der nächsten sitzung des Verwaltungsrats zu wählen.

(2)

(1)

S4a
Aufgaben des Aufsichtsrats

lDer Aufsichtsrat sorgt für die Umsetz Verwaltungsrats und
überwacht die Geschäftsführung des hierüber regelmäßig
dem Verwaltungsrat. 3Näheres bestimm

lDer Aufsichtsrat ist zuständig für alle ihm durch diese satzung zugewiesenen Aufga-
ben. 2lnsbesondere obllegen ihm folgende Aufgaben:

a) Berufung und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie Abschluss, Anderung
und Kundigung ihrer Dienstverträge,

b) Erlass und Ánderung einer Gesðhäftsordnung für den Vorstand und Beschluss-
fassung zu den nach der Geschäftsordnung zustimmungsbedùrftigen Geschäf-
ten,

c) Feststellung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans (s 60 Abs 2),
d) Beauftragung des wirtschaftsprüfers (S 3 a Abs. j Buchst. d) für die prüfung der

Jahresrechnung,
e) Erlass der Richtlinien für die Anlage des Vermögens und die Durchfuhrung von

Satzungsvorschriften,
f) Zustimmung zum Erwerb, zur Veräußerung oder Belastung von Grundstücken

oder grundstücksgleichen Rechten,
g) Entgegennahme und Billlgung der geprüften Jahresrechnung und deren weiterlei-

tung an den Verualtungsrat,
h) vorbereitung eines Vorschlags zur Enflastung des Vorstands fur den venrualtungs-

rat,
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Zustimmung zu Bau- und lnvestitionsmaßnahmen ab einer in der Geschäftsord-
nung für den Vorstand festzulegenden HÖhe, soweit diese nicht bereits im Haus-

haltsplan enthalten sind,
Zustimmung zur Aufnahme von Krediten ab einer in der Geschäftsordnung für den

Vorstand festzulegenden Höhe, soweit diese nicht bereits im Haushaltsplan ent-

halten sind,
Zustimmung zu sonstigen Verpflichtungsgeschäften ab einer in der Geschäfts-
ordnung für den Vorstand festzulegenden Höhe, soweit diese nicht bereits im

Haushaltsplan enthalten sind,
Beratung und Beschlussfassung Über Angelegenheiten von grundsätzlicher Be-

deutung sowie über Fragen, die ihm vom vorstand zur Entscheidung vorgelegt

werden.

(3) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats gemäß Absatz 2 SaTz 2 Buchst. e bedÙrfen der

Genehmigung der Versicherungsaufsicht (S 9).

(4) Vorstandsmitgliedern gegenüber wird die Kasse gerichtlich und außergerichtlich
durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder einen seiner Stellvertreter vertreten,

(5) lDer Aufsichtsrat lst berechtigt, zur Vorbereitung seiner Beratung und Beschlussfas-

sung über wichtige Angelegenheiten, insbesondere fÜr die Anlage des Vermögens,
für die Dauer von jeweils fünf Jahren Ausschüsse zu bilden, in die er auch Nichtmit-
glieder als Sachverständige berufen kann 2Daneben wirken die Mitglieder des Auf-

sichtsrats in AnlageausschÜssen von Spezialfonds der Kasse mit.

s4b
Sitzungen des Aufsichtsrats

t1) lDie Sitzungen des Aufsichtsrats finden nach Bedarf, mindestens jedoch viermal im

Jahr statt. 2Wenn mindestens drei Mitglieder die Einberufung des Aufsichtsrats bean-
tragen, ist zu einer Sitzung einzuladen, die innerhalb eines Monats nach Eingang des

Antrags stattf inden muss.

'Die Eìnladungen ergehen spätestens zehn Tage vorher unter Angabe der Bera-

tungsgegenstände. 2ln Ausnahmefällen kann dìe Frist auf drei Tage verkÜrzt werden,

rDer Vorsitzende leitet die Sitzungen. 2Der Vorsìtzende des Verualtungsrats hat das
Recht, an den Sitzungen des Aufsichtsrats mit beratender Stimme teilzunehmen; er ist

einzuladen 3Der Vorstand nimmt in der Regel an den Sitzungen des Aufsichtsrats teil.

1über die Sitzungen werden Niederschriften gefertigt. 2sie sind vom Sitzungsleiter und

dem Protokollführer zu unterschreiben und vom Aufsichtsrat zu genehmigen.

)

i)

k)

)

(2)

(3)

(4)
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(5) ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende außerhalb einer Sitzung eine Beschluss-
fassung des Aufsichtsrats in Textform herbeifúhren, wenn kein Mitglied dem Verfahren
widerspricht.

s5
Beschlüsse des Venâ/altun gsrats

und des Aufsichtsrats

(1) 'An der Beratung im Verwaltungsrat oder im Aufsichtsrat dürfen Personen, die am
Gegenstand der Beratung ein persönliches lnteresse haben, nur mit ausdrucklicher
Zustimmung des jeweiligen Organs teilnehmen. 2Bei Abstimmungen durfen diese
Personen nicht anwesend sein, 3ln Zweifelsfällen entscheidet das Organ endgultig.

(2) lBeschlÜsse des Verwaltungsrats oder des Aufsichtsrats, die das Recht verletzen
oder dem Wohl der Kasse zuwiderlaufen, hat der Vorstand mit aufschiebender Wir-
kung zu beanstanden. 2Über die Beanstandung ist vom jeweiligen Organ erneut zu
entscheiden. 3Der Vorstand kann verlangen, dass die Entscheidung in einer neu an-
zuberaumenden Sitzung getroffen wird.

(3) lBeschlüsse des Vorstands, die das Recht verletzen oder dem Wohl der Kasse zuwi-
derlaufen, hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats mit aufschiebender Wirkung zu be-
anstanden. 2Über die Beanstandung ist vom Vorstand erneut zu entscheiden.

s6
Vorstand

(1) lDer Vorstand besteht mindestens aus zwei Personen, die vom Aufsichtsrat berufen
werden. 2Vorstandsmitglieder müssen die notwendige Eignung und Erfahrung nach
dem Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) haben; ein Vorstandsmitglied soll die Befä-
higung zum Richteramt oder höheren Verwaltungsdienst besitzen.

(2) lDer Vorstand vertritt die Kasse gerichtlich und außergerichtlich. 2Jeweils zwei Vor-
standsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberechtigt. 3Durch Beschluss des Auf-
sichtsrats kann jedem Vorstandsmitglied Alleinvertretungsmacht eingeräumt und Be-
freiung von den Beschränkungen des S 181 BGB erteiltwerden.4DerVorstand kann
fur bestimmt bezeichnete Angelegenheiten des laufenden Geschäftsbetriebs Bevoll-
mächtigte bestellen.

(3) Der Vorstand besorgt nach Maßgabe der Satzung die Geschäfte der Kasse unter
Beachtung kaufmännischer Grundsätze und Sorgfalt in eigener Verantwortung nach
Maßgabe der Gesetze, der satzung, der Beschlüsse des Verwaltungsrats und des
Aufsichtsrats,
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(5)

(6)

(7)

(4)

(1)

(2)

lDer Vorstand stellt den Haushaltsplan und die Jahresrechnung auf , erstellt den Ge-

schäftsbericht und schlägt den Pflichtbeitragssatz (S 62), das Referenzentgelt (S 34

Abs.2), den Regelbeitrag (s 34 Abs. 4), den Messbetrag (s33 Abs. 1), die Alters-

tabelle (S 34 Abs. 3), das Sanierungsgeld (S 63), die Verwendung der Uberschüsse

und Maßnahmen zur Deckung von Fehlbetrágen vor. 2Stimmt der Verwaltungsrat ei-

nem dieser Vorschläge nicht zu, hat der Vorstand einen neuen Vorschlag zu unterbrei-

ten. 3Der Vorstand veranlasst alljährlich die erforderlichen Prüfungen der Kasse.

Die weiteren Aufgaben des Vorstands, die Aufgabenverteìlung innerhalb des Vor-

stands sowie die zu beachtenden Genehmigungsvorbehalte werden im Rahmen einer

Geschäftsordnung geregelt, die vom Aufsichtsrat erlassen wird.

lDer Vorstand ist neben der Führung der Geschäfte auch fÜr die Einstellung und Ent-

lassung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zuständig. 2Der Vorstand ist zugleich

Dienstvbrgesetzter sämtlicher angestellter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kasse.

lDer Vorstand ist ver altungsr die wirt-

schaftliche Lage der ren. 2De und auf

Verlangen jederzeit z Aufsich regelmä-

ßig ubér Beschwerde 79) und en (S 80)

zu informieren.

s7
Aufgaben des Verantwortlichen Aktuars

lDer Verantwortliche Aktuar hat jährlich die Finanzlage der Kasse daraufhin zu über-

prüfen, ob die dauernde Erfüllbarkeit der eingegangenen Verpflichtungen der Kasse

gewährleistet ist, und hierüber dem Vorstand und dem Verwaltungsrat zu berichten.
,Er hat unter der Bilanz zu bestätigen, dass die DeckungsrÜckstellungen für die

Pflichtversicherung und die freiwillige Versicherung dem versicherungstechnischen
Geschäftsplan der Kasse entsprechen.

Sobald er bei der Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben erkennt, dass die Voraus-

setzungen für die Bestätigung nach Absatz 1 nicht oder nur eingeschränkt vorliegen,

hat er ãen Vorstand und, wenn dieser der Beanstandung nicht unverzÜglich abhilft,

den Aufsichtsrat zu unterrichten, der diese lnformation dem Venrualtungsrat weiterzu-

leiten hat,

Er hat die Überschùsse auf der Grundlage einer versicherungstechnischen Bilanz, die

auf anerkannten versicherungsmathematischen Grundsätzen beruht, zu ermitteln und

dem Vorstand Vorschläge für die Verwendung von ÜberschÜssen vorzulegen.

Der Vorstand ist verpflichtet, dem Verantwortlichen Aktuar sämtliche lnformationen

zugänglich zu machen, die zur ordnungsgemäßen Erledigung seiner Aufgaben ge-

mäß Absatz 1 bis 3 erforderlich sind,

(3)

(4)
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s8
Schiedsgericht

(1) lDer Aufsichtsrat bestellt im Einvernehmen mit dem Verwaliungsrat auf die Dauer von
fünf Jahren ein Schiedsgericht, das aus dem Vorsitzenden und zwei Bejsitzern be-
steht 2Für jedes Mitglied ist ein erster und ein zweiter Stellvertreter zu bestellen.

(2) lDer Vorsitzende und seine Vertreter mussen die Befähigung zum Richteramt oder
zum höheren Venrualtungsdienst besitzen 2Ein Beisitzer muss dem Kreis der Arbeit-
geber, der andere dem Kreis der Versicherten angehören; die Beisitzer müssen in ei-
nem Öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu einem Beteiligten (S 11) oder Gewähr-
leistungsträger (S 11 Abs.2) stehen oder Pflichtversicherte bei der Kasse sein.3Der
Eintritt in den Ruhestand oder der Eintritt des Versicherungsfalles beendet die Mit-
gliedschaft im Schiedsgericht wàhrend der laufenden Amtsperiode nicht.

(3) Das Schiedsgericht führt seine Geschäfte nach einer vom Vorsitzenden im Einver-
nehmen mit dem Aufsichtsrat aufgestellten Verfahrensordnung,

(4) Das Schiedsgericht bleibt im Amt, bis ein neues schiedsgericht bestellt ist,

$8a
Rechtsstellung der Mitglieder der
Organe und des Schiedsgerichts

(1) Mitglied des Verwaltungsrats, des Aufsichtsrats, des Vorstands und des Schiedsge-
richts kann nur ein Gemeindeglied der beteiligten Kirchen sein, das für das Amt eines
Kirchenvorstehers (Presbyters) befähigt ist.

(2) Die gleichzeitige Mitgliedschaft in mehr als einem der in S 2 a Abs. 1 aufgeführ1en
Organe sowie in einem Organ und dem Schiedsgericht ist nicht zulässig.

(3) lDie Mitglieder des Verwaltungsrats, des Aufsichtsrats, der Ausschüsse und des
Schiedsgerichts erhalten für die Teilnahme an einer Sitzung Ersatz ihrer Reisekosten
und anstelle des Tagesgeldes ein Sitzungsgeld, dessen Höhe der Aufsichtsrat im Ein-
vernehmen mit dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats bestimmt. 2Etwaiger Ver-
dienstausfall wird erstattet. slhnen dürfen keine Darlehen gewährt werden. 4Be¡ Sit-
zungen des Verwaltungsrats und des Aufsichtsrats erhalten deren N/itglieder je Sit-
zungstag mindestens ein volles Tagegeld, 5Wird ein Mitglied des Aufsichtsrats mit
Aufgaben betraut, die es in außergewöhnlicher weise beanspruchen, so kann eine
angemessene Entschädigung gewährt werden.
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s8b
Mitarbeiter der Kasse

lDas Arbeitsverhältnis der Mitarbeiter wird durch Dienstvertrag geregelt. 2Auf das Ar-

beitsverhältnis finden die für die kirchlichen Mitarbeiter im Bereich der Evangelischen

Kirche in Hessen und Nassau geltenden Bestimmungen in der jeweils gÜltigen Fas-

sung entsprechende Anwendung.

se
Versicherungsaufsicht

Die Versicherungsaufsicht über die Kasse führt das zuständige Ministerium des Lan-

des Hessen.

sr0
Auflösung der Kasse

(1) Die Auflösung der Kasse bedarf der Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat
(S 3 a Abs. 1 Buchst. h) sowie der Genehmigung der Versìcherungsaufsicht (S 9) und

sämtl icher Gewährleistungsträger.

(2) tlm Falle der Auflösung erlöschen alle Versicherungen. 2Neue Versicherungen durfen

nicht mehr begründet oder úbernommen werden.

(3) lNach der Auflösung findet die indlichkeiten
gegenùber Dritten (Nichtversic chst die An-

sprüche der Rentenempfänger Beitragsleis-

tungen oder bis zum 31. n beruhen,

sicherzustellen und dann die Anwartschaften der bei der Kasse versicherten Personen

auf dìese Leistungen abzufinden aAus dem restlichen Kassenvermögen sind die
Ansprüche der Rentenempfänger hinsichtlich anderer als der in Satz 3 angefÜhrten

Leistungsteile abzufinden.

$10a
Übergangsregelung

lDie Mitglieder des bisherigen Venrualtungsrats übernehmen die Funktion von Mitglie-
dern des Venrualtungsrats dieser Satzung. 2Die ehrenamtlichen Mitglieder des bisheri-
gen Vorstands übernehmen die Funktion von Aufsichtsräten dieser Satzung, der Vor-

sitzende des bisherigen Vorstands übernimmt die Funktion des Vorsitzenden des
Aufsichtsrats dieser Satzung. 3Die hauptamtlichen Mitglieder des bisherigen Vor-

stands übernehmen die Funktion von Mitgliedern des Vorstands dieser Satzung. aDie

Wahl- und Berufungszeit der jeweiligen Mitglieder der bisherigen Organe wird von der
2. Ànderung der Neufassung der Satzung nicht berÜhrt.
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Zweiter Teil
Versicherungsverhältnisse

Abschnitt I

Das Beteiligungsverhältnis

s r1
Voraussetzungen der Beteiligung

(1) Beteiligte können aufgrund einer mit der Kasse abgeschlossenen Beteiligungsverein-
barung folgende Arbeltgeber sein:

a) Kirchen reformatorischen Bekenntnisses und Zusammenschlüsse solcher Kirchen
mit ihren sämtlichen Rechtsträgern,

b) diakonische werke, die ihnen angeschlossenen Anstalten und Einrichtungen so-
wie sonstige selbständige diakonìsche Einrichtungen und Anstalten,

c) sonstige kirchlicheArbeitgeber,

(2) lBeteiligungsvereinbarungen setzen die Ubernahme der Gewährleistung durch eine
Kirche voraus, die als Körperschaft des öffentlichen Rechts Kirchensteuerhoheit be-
sitzt (Gewährleistungsträger). 2Dies gilt nicht für Vereinbarungen nach S 12.

(3) Die Kasse kann Beteiligungen an weitere Bedingungen und Auflagen knüpfen.

s12
Fortsetzung von Beteiligungen

(1) Die Kasse kann mit einem Beteiljgten, bei dem die Beteiligungsvoraussetzungen
entfallen, die Fortsetzung der Beteiligung vereinbaren.

(2) ln dieser Vereinbarung kann vorgesehen werden, dass nur die in dem in der Vereinba-
rung festgelegten Zeitpunkt vorhandenen pflichtversicherten Mitarbeiter weiterhin zu
versichern sind.

(3) lDie Fortsetzung der Beteiligung kann auf die freiwillige Versicherung beschränkt
werden. 2Die Pflichtversicherungen der Mitarbeiter werden in diesem Fall zum Stich-
tag der Fortsetzung beitragsfrei gestellt.3SlS gitt entsprechend mit der Maßgabe,
dass an die Stelle des Ausscheidens die Beendigung der Pflichtversicherungen tritt.

(4) lEine besondere Vereinbarung kann die Kasse auch mit einem Arbeitgeber abschlie-
ßen, der die Voraussetzungen des S 11 nicht erfùllt und der bisher weder bei der Kas-
se Beteiligter noch bei einer Zusatzversorgungseinrichtung, zu der Versicherungen
ubergeleitet werden, Mitglied ist, wenn der Arbeltgeber von einem Beteiligten Aufga-
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(5)

ben und bisher pflichtversicherte Mitarbeiter Übernommen hat. 2Die Absätze 2 und 3
gelten entsprechend,

Die Vorschriften der Satzung uber die Beteiligung gelten entsprechend, soweit nicht

die Besonderheiten der Vereinbarung einer entsprechenden Anwendung entgegen-

stehen.

$12a
Gewährleistung

(1) lDie Gewährleistungsträger haften gesamtschuldnerisch für die Erfüllung der Verbind-

lichkeiten der Kasse. 2Dies gilt nicht für die Verbindlichkeiten aus Vereinbarungen
nach S 12.

(2) Für die Erfüllung der Verbindlichkeiten der Kasse ist jeder Gewährleistungsträger im

Verhältnis zu den übrigen Gewährleistungsträgern zu dem Anteil verpflichtet, der dem

Verhältnis der monatlichen Rentenlast für die Leistungsempfänger seines Personen-

kreises zur gesamten monatlichen Rentenlast der Kasse zu Beginn des Geschäftsjah-
res entspricht; dabeì bleiben Abfindungen unberÜcksichtigt.

s13
lnhalt der Beteiligung

(1) lDas Beteiligungsverhältnis ist ein privatrechtliches Versicherungsverhältnis zwischen

dem Arbeitgeber und der Kasse. 2Sein lnhalt wird durch die Vorschriften dieser Sat-

zung bestimmt. 3Die Beteiligung umfasst Pflichtversicherung und freiwillige Versiche-

rung; in Ausnahmefällen kann die Beteiligung auf die freiwillige Versicherung be-

schränkt werden.

(2) lDer Beteìligte ist verpflichtet, der Kasse unentgeltlich über alle Umstände und Ver-

hältnisse Auskunft zu efteìlen, die für den Vollzug der Vorschriften dieser Satzung von

Bedeutung sind. 2Er ist insbesondere verpflichtet,

a) unverzüglich seine sämtlichen der Versicherungspflicht unterliegenden Mitarbeiter
beì der Kasse anzumelden und bei Wegfall der Versicherungspflicht abzumelden,

b) der Kasse mitzuteilen, ob der Beitrag zur Pflichtversìcherung und die im Rahmen

der Entgeltumwandlung gezahlten Beiträge aus pauschal versteuertem, individuell

versteuertem oder unversteuertem Einkommen stammen,

c) seinen Mitarbeitern nach Ablauf jedes Kalenderjahres sowie beim Ende der
Pflichtversicherung einen Versicherungsnachweis der Kasse (S 51 Abs. 1) auszu-

händigen,
d) seinen Mitarbeitern die von der Kasse zur Verfügung gestellten Druckschriften

auszuhändigen und gegebenenfalls zu erläutern,
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e) der Kasse jederzeit Auskunft über bestehende und frühere Arbeitsverhältnisse zu
erteilen und ihr eine örtliche Prüfung der VoraussetzungeR für die Versicherungs-
pflicht sowie der Entrichtung der Beiträge und Sanierungsgelder zu gestatten,

f) bei Meldungen im elektronischen Datenaustausch die von der Kasse erlassenen
Meldevorschriften anzuwenden bzw, im Schriftverkehr mit der Kasse die von ihr
herausgegebenen Formblätter zu benutzen,

g) die Kasse über die Beendigung der Beschäftigung von Mitarbeitern, die nicht der
Versicherungspflicht unterliegen und für die eine freiwillige Versicherung bei der
Kasse besteht, zu informieren.

(3) lDer Beteiligte ist verpflichtet, die für die Pflichtversicherung geschuldeten Beiträge
sowie Sanierungsgelder fristgemäß zu entrichten. 2Während der Beschäftigung weÊ
den die Beiträge zur freiwilligen Versicherung (S 67) vom Beteiligten an die Kasse ab-
gefÜhrt. 3Zahlungen sind mit den von der Kasse vorgegebenen Buchungsschlüsseln
zu versehen.

(4) lNach Ablauf jedes Kalenderjahres hat der Beteiligte der Kasse eine Jahresmeldung
für die einzelnen Pflichtversicherlen für die Beitrags- und Sanierungsgeldabrechnung
zu Übersenden. 2Die Jahresmeldung ist nach Versicherungsabschnitten zu gliedern,
die die Berechnung der Anwartschaften ermöglichen.

(5) lDie Vordrucke zur Abrechnung der Beiträge und Sanierungsgelder müssen der Kas-
se spätestens sechs Wochen nach ihrer Ubersendung an den Beteiligten ausgefüllt
zugehen. 2Die Kasse kann diese Frist im Einzelfall verlängern. 3Für jeden Tag, um den
die Frist überschritten wird, kann die Kasse einen Betrag von 25 Euro von dem Betei-
ligten fordern

s14
Beendigung der Beteiligung

(1) Die Beteiligung endet,

a) wenn der Beteiligte aufgelöst oder in eine andere juristische Person ùbergefuhrt
wird,

b) durch Kúndigung.

(2) lDie Kündigung durch die Kasse ist zulässig, wenn die in oder aufgrund des S i1 für
die Begründung der Beteiligung aufgeslellten Voraussetzungen aus anderen als den
in Absatz 1 Buchst. a niedergelegten Gründen ganz oder teilweise weggefallen slnd,
2Darunter fällt auch, wenn ein im Abrechnungsverband P (S SS Abs. 1 Satz j
Buchst. a) Beteiligter keine versicherungspflichtigen Mitarbeiter mehr beschäftigt. 3Die

Kündigung ist mit einer Frist von sechs Monaten zum Schluss eines Kalenderjahres
auszusprechen. aDie Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine in einer besonde-
ren Vereinbarung nach S 12 festgelegte Voraussetzung entfallen ist
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(3) Die Kündlgung durch den Beteillgten ist zum Schluss eines Kalenderjahres mit

sechsmonatiger Frist zulässig.

(4) Die Kündigung ist schriftlich auszusprechen und förmlich zuzustellen (S 81).

sr5
Ausgleichsbetrag

(1) lDer ausscheidende Beteiligte hat an die Kasse einen Ausgleichsbetrag in Höhe des

anteiligen Fehlbetrages für den Abrechnungsverband S ($ SS Abs. 1 Satz 1 Buchst. c)

zu entrichten. 2Die erforderlichen versicherungsmathematischen Berechnungen erfol-

gen auf Kosten des ausscheidenden Beteiligten.

(2) lDer Ausgleichsbetrag ist innerhalb eines Monats nach Zugang der Entscheidung zu

zahlen. 2Die Kasse kann die Bezahlung unter Berechnung von Zinsen stunden.

Abschnitt ll
Voraussetzungen und lnhalt der Versicherungsverhältnisse

s16
Arten der Versicherungsverhältn isse

(1) Versicherungsverhältnissesind

a) die Pflichtversicherung (SS 17 bis22),
b) die freiwillige Versicherung ($S 23 bis 26)

(2) lVersicherungsnehmer der Pflichtversicherung ist der Beteiligte. 2Versicherungsneh-

mer/in der freiwilligen Versicherung und der beitragsfreien Versicherung kann die/der

Versicherte oder der Beteiligte sein. 3Bezugsberechtigte der Pflichtversicherung und

der beitragsfreien Pflichtversicherung sind die/der Versicherte und deren/dessen Hin-

terbliebene. aBezugsberechtigte der freiwilligen Versicherung und der beitragsfreien

freiwilligen Versicherung sind die/der Versicherte und, soweit mitversichert, auch de-

ren/dessen Hinterbliebene.
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1. Die Pflichtversicherung

s17
Begründung der Pflichtversicherung

lDie Pflichtversicherung entsteht, falls die Voraussetzungen der Versicherungspflicht
($S 18 und 19) gegeben sind, mit dem Eingang der Anmeldung. 2Sie beginnt zu dem
Zeitpunkt, ln dem nach den Angaben in der Anmeldung die Voraussetzungen fur die
Versicherungspflicht eingetreten sind.

s18
Versicherungspfl¡cht

(1) lDer Versicherungspflicht unterliegen, vorbehaltlich des S 19, vom Beginn des Be-
schäftigungsverhältnisses an die Mitarbeiter,

a) die das 17. Lebensjahr vollendet haben und
b) die vom Beginn des Beschäftigungsverhältnisses an bis zur Vollendung des

65. Lebensjahres die Wartezeit (S 32) erfüllen können, wobei frühere Versiche-
rungszeiten, die auf die Wartezeit angerechnet werden, zu berücksichtigen sind.

2M¡tarbeiter im Sinne der Satzung sind Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Auszu-
bildende (S 22). 3Der Versicherungspflicht unterliegen - vorbehaltlich des g 19 - auch
vertretungsberechtigte Organmitglieder eines Beteiligten, für die die Teilnahme an der
Zusatzversorgung durch Dienstvertrag vereinbart ist.4Für Mitarbeiter, die nach S 19
nicht der Versicherungspflicht unterliegen, kann die Pflichtversicherung im Arbeitsver-
trag ausdrücklich vereinbart werden, es sei denn, die Beteiligung des Arbeitgebers ist
auf die Durchfúhrung der freiwilligen Versicherung beschränkt.

(2) lWechselt eine/ein Pflichtversicherte/r von einem Beteiligten zu einem anderen Arbeit-
geber, der weder Beteiligter der Kasse noch einer Zusatzversorgungseinrichtung ist,
zu der Vers¡cherungen úbergeleitet werden, an dem aber der Beteiligte unmittelbar
oder über ein verbundenes Unternehmen beteiligt ist, kann die Pflichtversicherung
aufrechterhalten werden, wenn die Pflicht zur Versicherung mit Zustimmung der Kas-
se, die mit Auflagen versehen werden kann, arbeitsvertraglich vereinbart wird. 2lm

Verhältnis zur Kasse gilt der Beteiligte weiterhin als Arbeitgeber des Pflichtversicher-
ten.

(3) Diakonissen können aufgrund einer Sondervereinbarung versichert werden.
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sle
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

(1) Versicherungsfrei sind Mitarbeiter, die

a) bis zum Beginn der Beteiligung/Mitgliedschaft ihres Arbeitgebers bei der Kasse

oder einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von S 27 Abs. 1 nach

einem Tarifvertrag, einer Ruhelohnordnung oder einer entsprechenden Bestim-
mung für den Fall der Dienstunfähigkeit oder des Erreichens einer Altersgrenze

eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf eine vom Arbeitgeber zu gewährende

lebenslängliche Versorgung und Hinterbliebenenversorgung auf der Grundlage
des nach der Regelung ruhegeldfähigen Arbeitsentgelts und der Dauer der

Dienstjahre, Betriebszugehörigkeit oder dergleichen haben oder

b) eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf lebenslängliche Versorgung nach be-

amten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entspre-
chenden kirchenrechtlichen Regelungen mindestens in Höhe der beamtenrechtli-

chen Mindestversorgungsbezüge haben und denen Hinterbliebenenversorgung
gewährleistet ist oder

c) fur das bei dem Beteiligten bestehende Arbeitsverhältnis aufgrund gesetzlicher,

tariflicher oder vertraglicher Vorschrift einer anderen Zusatzversorgungseinrich-
tung (Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen, Versorgungsanstalt der deut-

schen Kulturorchester, Bahnversicherungsanstalt Abteilung B oder einer gleichar-

tigen Versorgungseinrichtung) angehören mÜssen oder
d) bei der Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen oder der Versorgungsanstalt

der deutschen Kulturorchester freiwillig weiterversichert sind, und zwar auch dann,

wenn diese freiwillige Weiterversicherung später als drei Monate nach Aufnahme

des Arbeitsverhältnisses bei dem Beteiligten der Kasse endet, oder

e) Rente wegen Alters nach S$ 36 bis 40 bzw. SS 236 bis 238 SGB Vl als Vollrente

erhalten oder erhalten haben oder bei denen der Versicherungsfall der Betriebs-

rente wegen Alters nach S 43 Satz 2 i. V. m. S 31 oder einer entsprechenden Vor-

schrift der Satzung einer Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von S 27 Abs. 1

eingetreten ist oder
f) Anspruch auf Übergangsversorgung nach Nr. 6 der Sonderregelungen 2 n oder

Nr. 4 der Sondenegelungen 2 x zum Bundes-Angestelltentarifvertrag besitzen

oder
mit Rücksichl auf ihre Zugehörigkeit zu einem ausländischen System der sozialen

Sicherung nicht der Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung
unterliegen und sich dort auch nicht freiwillig versichert haben oder
ihre Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder einem
sonstigen Alterssicherungssystem auf ein Versorgungssystem der Europäischen

Gemeinschaften oder ein Versorgungssystem einer europäischen Einrichtung
(2. B. Europäisches Patentamt, Europáisches Hochschulinstitut, Eurocontrol)

übertragen haben oder
im Sinne des S 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB lV geringfÜgig beschäftigt sind oder

s)

h)

)
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j) aufgrund einer Mitgliedschaft bei einer berufsständischen Versorgungseinrichtung
von der versicherungspflicht auf ihren Antrag hin befreit worden sind oder

k) nicht unter den Personenkreis des S 1 der Tarifverträge über die zusätzliche Al-
tersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Arv/ATV-K) fallen oder
fallen wÜrden, wenn der Beteiligte einen dieser Tarifverträge anwenden würde,
oder

l) für die Dauer ihrer freiwilligen Mitgliedschaft beim Versorgungswerk der Presse
auf ihren schriftlichen Antrag von der Pflicht zur Versicherung befreit worden sind;
wird der Antrag spätestens zwölf Monate nach Beginn der Pflicht zur Versicherung
gestellt, gilt die Pflichtversicherung als nicht entstanden; oder

m) in einem befristeten Arbeitsverhältnis mit einer wissenschaftlichen Tät¡gkeit an
Hochschulen oder Forschungseinrichtungen eingestellt werden, bisher nicht in
der Zusatzversorgung pflichtverslched waren und auf ihren Antrag vom Beteiligten
von der Pflicht zur Versicherung befreit worden sind, weil sie wegen der Dauer der
Befristung die Wartezeit nach S 32 Abs. 1 nicht erfüllen können, oder

n) bei einem Arbeitgeber beschäftigt sind, dessen Beteiligung sich nur auf die
Durchführung der freiwilligen Versicherung beschränkt.

(2) Wird in den Fällen von Absatz 1 Buchst. m das Arbeitsverhältnis verlängeft oder fort-
gesetzt, beginnt die Pflichtversicherung mit dem Ersten des Monats, in dem die Ver-
längerung oder Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses über fünf Jahre hinaus verein-
bart wurde; eine rÜckwirkende Pfljchtversicherung von Beginn des Arbeitsverhältnis-
ses an ist ausgeschlossen.

(3) Absatz 1 Buchst. a und b gilt nicht für den Mitarbeiter, der nur Anspruch auf Witwen-,
witwer- oder waisengeld oder einen entsprechenden Unterhaltungsbeitrag hat.

s20
Ende der Versicherungspflicht

(1) Die Versicherungspflicht endet mit der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses
oder in dem Zeitpunkt, in dem ihre Voraussetzungen entfallen,

(2) lDie Abmeldung von der Pflichtversicherung (s i3 Abs 2sa1z2 Buchst. a) kann un-
terbleiben, wenn das Arbeitsverhältnis unter den in S 66 Abs. 3 Satz2 genannten Vor-
aussetzungen beendet worden ist. 2Die Abmeldung ist auf den Zeitpunkt der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses nachzuholen, falls der Pflichtversicherte von seinem
Anspruch auf Wiedereinstellung keinen Gebrauch macht,
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s21
Beitragsfreie Pflichtversicherung

(1) ,Die Pflichtversicherung bleibt als beitragsfreie Pflichtversicherung bestehen, wenn die

voraussetzungen fur die Versicherungspflicht entfallen sind. 2Dies gilt auch

a) bei Beendigung der Beteiligung des Arbeitgebers oder
b) wenn der Anspruch auf Betriebsrente in den Fällen des S 40 Abs. 1 Buchst, b er-

lischt.

(2) lDie beitragsfreie Pflichtversicherung endet bei Eintritt des Versicherungsfalles, Uber-

leltung der Pflichtversicherung auf eine andere Zusatzversorgungseinrichtung, T-od,

Erlöschen der Anwartschaft oder bei Begìnn einer erneuten Pflichtversicherung. 2Sie

endet ferner, wenn die/der Versicherte, die/der die Wartezeit nicht erfüllt hat, das

67 Lebensjahr vollendet.

822
Ausbildu ngsverhältnisse

lAuszubildende im Sinne der Satzung sind

a) Auszubildende, die unter den Manteltarifvertrag fur Auszubildende vom 6. De-

zember 1974 bzw. unter den Manteltarifvertrag fÜr Auszubildende (Mantel-

W Azubi-O) vom 5. März 1991

b) Schúlerinnen/Schüler, die unter den Geltungsbereich des Tarituertrages zur Rege-

lung der Rechtsverhältnisse der schülerinnen/schÜler, die nach Maßgabe des

Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet werden, vom

28. Februar 1986 bzw. des Tarifuertrages zur Regelung der Rechtsverhältnisse der

Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes oder des

Hebammengesetzes ausgebildet werden (Mantel-W Schü-O) vom 5. März 1991 ,

c) Arztel\rztinnen im Praktikum, die unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der ArztelArztinnen im Praktikum vom

10. April 1987 bzw. des Manteltarifvertrages zur Regelung der Rechtsverhältnisse
der Arùel{rzlinnen im Praktikum (Mantel-ry AiP-O) vom 5. März 199'1,

in der jeweils geltenden Fassung oder vergleichbare kirchliche Arbeitsrechtsregelun-
gen fallen oder die unter einen dieser Tarifverträge oder eine dieser kirchlichen Ar-

beitsrechtsregelungen fielen, wenn der Beteiligte diese Tarifverträge oder kirchlichen

Arbeitsrechtsregelungen anwenden wÜrde. 2Als Mitarbeiter im Sinne der Satzung gel-

ten auch Auszubildende, Schüler/innen und Praktikanten/Praktikantinnen, mit denen

der Arbeitgeber die Pf lichtversicherung vertraglich vereinbart
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2. Die freiwillige Versicherung

s23
Begründung der freiwilligen Versicherung

(1) lAuf Antrag kann von Mitarbeitern oder für sie durch den Beteiligten eine freiwillige
Versicherung begrundet werden, 2Der Antrag bedarf der Annahmeerklärung durch die
Kasse.

(2) Die freiwlllige Versicherung beginnt frühestens mit dem Ersten des Monats, in dem
der Antrag bei der Kasse eingegangen ist.

(3) lDie Mitversicherung von Hinterbliebenenleistungen und/oder Leistungen bei Er-
werbsminderung kann bei Begrúndung der freiwilligen Versicherung oder zu einem
späteren Zeitpunkt ausgeschlossen werden, 2Ausgeschlossene Leistungen können
wieder eingeschlossen werden. 3Risikoänderungen können nur auf schriftlichen An-
trag m¡t Wirkung für die Zukunft vereinbart werden; die Vertragsänderungen werden
frÜhestens mit dem Ersten des auf den Eingang der Erklärung bei der Kasse folgen-
den Monats wirksam,

(4) Die Regelungen fur die Pflichtversicherung gelten entsprechend, soweit nichts
Besonderes geregelt ist.

(5) lNach Beendigung der Beschäftigung kann die freiwillige Versicherung fortgesetzt
werden, 2Die Fortsetzung ist vom Versicherten innerhalb einer Ausschlussfrist vòn drei
Monaten nach Abmeldung aus der Pflichtversicherung durch den Beteiligten zu bean-
tragen. 3Bei nicht versicherungspflichtigen Mitarbeitern beginnt die Ausschlussfrist mit
der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses. 4Der Antrag bedarf der Annah-
meerklärung durch die Kasse.

s24
Beitragsfreie freiwillige Versicherung

lDie freiwillige Versicherung kann durch schriftliche Erklärung der Versicherungsneh-
merin/des Versicherungsnehmers zum Monatsende beitragsfrei gestellt werden. 2Sie

wird jedoch automatisch beitragsfrei gestellt, wenn der/die Versicherungsnehmer/in
mit mehr als einem Monatsbeitrag im Bückstand ist. 3E¡ne wiederaufnahme der Bei-
tragszahlung ist möglich. aSatz 3 gilt nicht für beitragsfreie freiwillige Versicherungen,
die nach Beendigung der Beschäftigung nicht nach S 23 Abs. S fortgesetzt wurden.

26



(2)

(1)

s25
Kündigung der freiwilligen Versicherung

Die freiwillige Versicherung kann von dem/der Versicherungsnehmer/in zum Ende der

Beschäftigung oder mìt einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderviertel-
jahres schrift lich gekündigt werden.

llst die/der Versicherte selbst Versicherungsnehmer/in, werden im Fall der Kündigung

die eingezahlten Beiträge - abzüglich einer etwaigen staatlichen FÖrderung - ohne

Zinsen erstattet, soweit sie nicht fúr einen biometrischen Risikoausgleich und zur De-

ckung von Verwaltungskosten verbraucht worden sind. 2lst der Beteiligte Versiche-
rungsnehmer, behält die/der Versicherte ihre/seine bis dahin enruorbene Anwartschaft,

solange sie/er nicht die Erstattung der Beiträge verlangt; insoweit gilt Satz 1 entspre-

chend.

s26
Ende der freiwilligen Versicherung

(1) Die freiwillige Versicherung endet außer im Falle der,.Kündigung auch bei Eintritt des

Versicherungsfalles in der freìwilligen Versicherung, Uberleitung der freiwilligen Versi-

cherung sowìe bei Tod der/des Versicherten.

(2) lBei einer Zeitrente wegen Erwerbsminderung endet die freiwillige Versicherung nicht,

wenn sie durch schriftliche Erklärung der/des Versicherten fortgeführt wird; das Risiko

der Erwerbsminderung kann nicht mehr versichert werden, 2lst die freiwillige Versiche-

rung nicht fortgeführt worden, lebt sie als beitragsfreie Versicherung wieder auf, wenn

der Anspruch auf Erwerbsminderungsrente erloschen ist.

3. Überleitung

s27
Abschluss von Überleitungsabkommen

(1) lDie Kasse kann durch Uberleitungsabkommen mit anderen Zusatzversorgungsein-
richtungen vereinbaren, dass

a) Versicherungszeiten bei diesen Einrichtungen fur die Erfüllung der Wartezeiten als

Versicherungszeiten bei der Kasse gelten,

b) die bei diesen Einrichtungen en¡vorbenen Anwartschaften aus der Pflichtversiche-

rung und Anwartschaften aus der freiwilligen Versicherung nach einem Arbeitge-
berwechsel auf die neu zuständige Kasse übertragen werden. Die Ubertragung
von Anwartschaften kann bis zum Eintritt des Versorgungsfalles aufgeschoben
werden. Anwartschaften nehmen an der Uberschussverteilung bei der anneh-



menden Kasse erst ab dem Zeitpunkt teil, in dem der versicherungsmathemati-
sche Barwert übertragen worden ist.

2Die weiteren Einzelheiten sind in Überleitungsabkommen zu regeln. 3Zusatzversor-

gungseinrichtungen im Sinne von Satz .1 sind die ordentlichen Mitglieder der Arbeits-
gemeinschaft kommunale und kirchliche Altersversorgung (AKA) e. V. - Fachvereini-
gung Zusatzversorgung - und die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder,

(2) 1[rllt zwischenstaatlichen und uberstaatlichen Einrichtungen, mit der Versorgungsan-
stalt der deutschen Bundespost, der Bahnversicherungsanstalt Abteilung B, der Ver-
sorgungsanstalt der deutschen Bühnen und der Versorgungsanstalt der deutschen
Kulturorchester kann im Rahmen von Abkommen auf der Grundlage von Gegensei-
tigkeit vereinbart werden, dass der versicherungsmathematische Banrvert der vor dem
Arbeitgeberwechsel erworbenen Anwartschaften übertragen wird; bei einer Übertra-
gung an die Kasse wird der Ban¡vert als freiwillige Versicherung entgegengenommen.
2Für die Anrechnung von Versicherungszeiten auf Wartezeìten gilt Absatz 1 Buchst, a
entsprechend,

(3) Von sonstigen Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung kann der versiche-
rungsmathematische Barwert der bisher erworbenen Anwartschaften als freiwillige
Versicherung entgegengenommen werden.

s28
Einzelüberle¡tungen

(1) lDie Überleitung mit Zusatzversorgungseinrichtungen im Sinne von S 27 Abs 1 findet
statt

a) bei einem Pflichtversicherten, dessen frühere Pflichtversicherung ohne Eintritt des
Versicherungsfalles geendet hat, mit dem Zeitpunkt der Begründung der neuerlì-
chen Pf lichtversicherung,

b) bei einem Pflichtversicherten, der aus se¡ner früheren Versicherung einen An-
spruch auf Betriebsrente besitzt, mit dem Zeitpunkt der Begründung der neuerli-
chen Pflichtversicherung ohne Rücksicht darauf, ob die andere Zusatzversor-
gungseinrichtung die Betriebsrente weitergewährt,

c) bei einem Pflichtversicherten, der gleichzeitig bei einer anderen Zusatzversor-
gungseinrichtung pflichtversicheft ist, wenn diese Pflichtversicherung endet, ohne
Rücksicht darauf, ob gegen die andere Zusatzversorgungseinrichtung ein An-
spruch auf Betriebsrente entstanden ist,

d) bei einem Mitarbeiter, dessen Beschäftigungsverhältnis bei dem Beteiligten nach
Erreichen eines die Versicherungspflicht ausschließenden Alters begründet wor-
den und der früher bei einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung pflichtversi-
chert gewesen ist, mit dem Zeitpunkt der Begründung des neuerlichen Beschäfti-
gungsverhältnisses, wenn durch die Uberleitung die Voraussetzungen für die Ver-
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(2)

(1)

(2)

sicherungspflicht hergestellt werden, und zwar auch dann, wenn die andere Zu-

satzversorgungseinrichtung eine Betriebsrente gewährt.

2Die Überleitung wird nur auf Antrag der/des Versicherten, im Falle des Satzes 1

Buchst. d des Mitarbeiters, durchgeführt. 3Die/der Versicherte oder der Mitarbeiter hat

den Antrag bei Eintritt der Voraussetzungen des Satzes 1 unverzÜglich zu stellen. aDie

Einzelheiten sind in Úberleitungsabkommen zu regeln; dabei ist der finanzielle Aus-

gleich der von der Kasse übernommenen Anwartschaften sicherzustellen

Renten, die eine andere Zusatzversorgungseinrichtung gewährt hat oder gewährt,

gelten nach Durchführung der Überleitung als von der Kasse gewährt; insoweit gilt

auch der Versicherungsfall, auf dem die Rentenzahlung beruht, als bei der Kasse ein-

getreten.

s2e
Gruppenüberleitung und Kassenwechsel des Arbeitgebers

lWerden pflichtversicherte Mitarbeiter eines Beteiligten an Rechts- oder Aufgaben-

nachfolger abgegeben, die nicht Beteiligte der Kasse sind, oder werden sie von ei-

nem Beteilìgten im wege der Rechts- oder Aufgabennachfolge Übernommen, so

dürfen Versicherungen dieser Mitarbeiter nur abgegeben oder Übernommen werden,

wenn die Beteiligten und die Versicherten der Kasse wegen der fortbestehenden oder

übernommenen Verpflichtungen keine Nachteile erleiden. 2Satz I gilt bei einem Kas-

senwechsel eines Beteiligten entsprechend.

Die Einzelheiten zur Durchfúhrung von G.ruppenÜberleitungen sowie eines Kassen-

wechsels im Sinn von Absatz 1 sind in Überleitungsabkommen auf Grundlage der

Gegenseitigkeit zu regeln.
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Dritter Teil
Versicherungsleistu ngen

Abschnitt I

Betriebsrenten

s30
Rentenarten

Die Kasse zahlt als Betriebsrenten

a) Altersrenten für Versicherte,
b) Eruerbsminderungsrenten für Versicherte,
c) Hinterbliebenenrenten für Witwen, Witwer und Waisen der Versicherlen

s3r
Versicherungsfall und Rentenbeginn

(1) lDer Versicherungsfall wegen Alters aus der Pflichtversicherung tritt am Ersten des
Monats ein, von dem an der Anspruch auf gesetzliche Rente wegen Alters als Vollren-
te besteht. 2Der Anspruch ist durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen Renten-
versicherung nachzuweisen.

(2) lDer Versicherungsfall wegen Alters aus der freiwilligen Versicherung tritt am Ersten
des Monats ein, der dem Antragseingang bei der Kasse folgt, frühestens mit Vollen-
dung des 60 Lebensjahres und nach Beendigung des Beschäftigungsverhâltnisses
zum Beteiligten. 2Für 

¡eden Monat des Rentenbezugs vor Vollendung des 65. Lebens-
jahres mindert sich die Leistung um 0,3 v. H.

(3) lDer Versicherungsfall wegen Berufsunfähigkeit bzw. wegen teilweiser oder voller
Erwerbsminderung tritt am Ersten des Monats ein, von dem an der Anspruch auf ge-
setzliche Rente wegen Berufsunfähigkeit bzw. teilweiser oder voller En¡¡erbsminde-
rung besteht. 2Der Anspruch ist durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachzuweisen.

(4) lDen in der gesetzlichen Rentenversicherung Versicherten, die bei Eintritt des Versi-
cherungsfalles nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 die Wartezeit nach S 32 er-
füllt haben, wird auf ihren schriftlichen Antrag von der Kasse eine Betriebsrente ge-
zahlt. 2Die Betriebsrente beginnt in den Fällen der Absätze 1 und 3 - vorbehaltlich des
S 39 - mit dem Beginn der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung. 3lm Fall
des Absatzes 2 beginnt dle Betriebsrente frühestens mit dem Ersten des Monats, der
dem Antragseingang bei der Kasse folgt.
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s32
Wartezeit

(1) lBetrìebsrenten werden erst nach Erfüllung der Wartezeit von 60 Kalendermonaten
gewährt. 2Dabei wird jeder Kalendermonat berùcksichtigt, für den mindestens fúr ei-

nen Tag Aufwendungen für die Pflichtversicherung nach S 61 Buchst. a erbracht wur-

den. 3Bis zum 31 . Dezember 2001 nach dem bisherigen Recht als Umlagemonate zu

berücksichtigende Zeiten zählen fùr die Erfüllung der Wartezeit

(2) lDie Wartezeit gilt als erfüllt, wenn der Versicherungsfall durch einen Arbeitsunfall
eingetreten ist, der im Zusammenhang mit dem die Pflicht zur Versicherung begrün-
denden Beschäftigungsverhältnis steht, oder wenn die/der Versicherte infolge eines

solchen Arbeitsunfalls gestorben ist 2Das Vorliegen eines Arbeitsunfalls ist durch Be-

scheid des Trägers der gesetzlichen Unfallversicherung nachzuweisen.

(3) ln den Fällen des S 7 Abs. 5 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder
des Deutschen Bundestages und entsprechender gesetzlicher Vorschriftein werden
Zeiten einer nach dem Beginn der Pflichtversicherung liegenden Mitgliedschaft im

Deutschen Bundestag, im Europäischen Parlament oder in dem Parlament eines
Landes auf die Wartezeit angerechnet.

(4) Für Betriebsrenten aus freiwilligen Versicherungen ist keine Wartezeit erforderlich

s33
Höhe der Betriebsrente

(1) Die monatliche Betriebsrente errechnet sich aus der Summe der bis zum Beginn der
Betriebsrente (S 31 Abs. 4 Sätze 2 und 3) en¡rorbenen Versorgungspunkte (SS 34, 72

Abs 1 Satz 2), multiplizìert mit dem Messbetrag von vier Euro.

(2) Die Betriebsrente wegen teilweiser En¡rerbsminderung beträgt die Hälfte der Betriebs-
rente, die sich nach Absatz 1 bei voller En¡rerbsminderung ergeben wÜrde.

(3) Bei der Ermittlung der Betriebsrente wegen En¡verbsminderung bleiben die Rententeile
unberücksichtigt, denen Versorgungspunkte zugrunde liegen, für die eine Mitversiche-
rung der Erwerbsminderung im Rahmen der freiwilligen Versicherung ausgeschlossen
wurde.

(4) lDie Betriebsrente mindert sich für jeden Monat, fúr den der Zugangsfaktor nach S 77
SGB Vl herabgesetzt ist, um 0,3 v. H., höchstens jedoch um insgesamt 10,8 v. H.
2Diese Begrenzung gilt nicht in den Fällen des $ 31 Abs. 2 Satz 2,
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s34
Versorgungspunkte

(1) lVersorgungspunkteergebensich

das zusatzversorgungspflichtige Entgelt (S 62)
freiwillige Beiträge - einschließlich der Altersvorsorgezulage im Sinne der

7e ff ESrG - (S 0z¡,
soziale Komponenten (S 35) und
Bonuspunkte (SS 66 und 68).

2Die Versorgungspunkte nach Satz 1 Buchst. a und b werden jeweils zum Ende des
Kalenderjahres bzw. zum Zeitpunkt der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses
festgestellt und dem Versorgungskonto gutgeschrieben; die Feststellung und Gut-
schrift der Bonuspunkte erfolgt zum Ende des folgenden Kalenderjahres. 3Versor-

gungspunkte, die aus der Altersvorsorgezulage stammen, werden in dem Jahr, in

dem die Zulage der Kasse zufließt, festgestellt und gutgeschrieben. aVersorgungs-

punkte werden jeweils auf zwei Nachkommastellen gerundet; ist die dritte Nachkom-
mastelle eine 5 bis 9, wird dabei die zweite Nachkommastelle um 1 erhöht, sonst
bleibt die zweite Nachkommastelle unverändert.

(2) lDie Anzahl der Versorgungspunkte für ein Kalenderjahr nach Absatz 1 Satz 1

Buchst. a ergibt sich aus dem Verhältnis eines Zwölftels des zusatzversorgungspflich-
tigen Jahresentgelts zum Referenzentgelt von 1.000 Euro, multipliziert mit dem Alters-
faktor (Absatz 3); dles entspricht einer Beitragsleistung von vier v. H. des zusatzver-
sorgungspflichtigen Entgelts, 2Bei einer vor dem 1. Januar 2003 begonnenen Al-
tersteilzeit auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes werden die Versorgungspunk-
te nach Satz 1 mit dem l,BJachen berücksichtigt, soweit sie nicht auf Entgelten beru-
hen, die in voller Höhe zustehen, 3liegt die Beitragsleistung gemäß S 62 Abs. 2 SaIz 1

unter 4 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts, wird der tatsächlich geleistete
Beitrag durch den Regelbeitrag von 480 Euro geteilt und mit dem Altersfaktor nach
Absatz 3 multipliziert.

(3) Der Altersfaktor in der Pflichtversicherung beinhaltet eine jährliche Verzinsung von
3,25 v H. während der Anwartschaftsphase und von 5,25 v. H. während des Renten-
bezuges und richtet sich nach der folgenden Tabelle; dabei gilt als Alter die Differenz
zwischen dem jeweiligen Kalenderjahr und dem Geburtsjahr:

a) für
b) fur

ss
c) fur
d) als

\)¿



Alter
Alters-
faktor

17 3,1

18 30

19 2,9

20 2,8

21

2,622

2,5t,)

24 2,4

25 'A
ac26

¿t 2,2

28 2'

Alter
Alters-
faktor

29 a1
L,l

30 2,0

2n31

1,932

10.t.)

34 1,8

ot 1.7

36 1.7

1,6

eo I,O

39 1.6

40 1,5

Alter
Alters-
faktor

1,541

42 1,4

43 1,4

44 1,3

45 13

46 1,3

47 1,2

1,248

49 19

50 1,1

1,1cl

1,152

Alters-
faktor

Alter

53 1,0

54 1.0

55 1,0

56 1,0

57 09

0,95B

0,959

60 0,9

61 0,9

0,862

63 0,8

64 und
älter

08

(4) lDie Anzahl der Versorgungspunkte für freiwillige Beiträge fúr ein Kalenderjahr nach

Absatz 1 Satz 1 Buchst. b und der im jeweiligen Kalenderjahr ausgezahlten Altersvor-

sorgezulage ergibt sich, indem der freiwillige Beitrag durch den Regelbeitrag von 480

Euro geteilt und mit dem in Absatz 3 festgelegten Altersfaktor multipliziert wird,
2Soweit auf die Mitversicherung von Hinterbliebenenrenten verzichtet wurde, werden

die für diese Beiträge ermittelten Versorgungspunkte fÜr männliche Versicherte um

20 v. H. und für weibliche Versicherte um 5 v. H erhÖht. 3Soweit das Enruerbsminde-

rungsrisiko ausgeschlossen wurde, erhÖhen sich die Versorgungspunkte fÜr diese

Beiträge bis zum Alter 45 (Absatz 3) um 20 v. H. aDer Erhöhungssatz vermindert sich

fùr jedes weitere Lebensjahr jeweils um einen Prozentpunkt.
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s35
Soziale Komponenten

(1 ) 1FÜr 
¡eden vollen Kalendermonat, in dem das Arbeitsverhältnis wegen einer Elternzeit

nach S 15 BETzGG ruht, sowie für Zeiten nach S 6 Abs. 1 MuSchG werden für jedes
Kind für das ein Anspruch auf Elternzeit besteht, die Versorgungspunkte berùcksich-
tigt, die sich bei einem zusatzversorgungspflichtigen Entgelt von 500 Euro in diesem
Monat ergeben würden; es werden jedoch höchstens je Kind 36 Kalendermonate be-
rÜcksichtigt. 2Bestehen mehrere zusatzversorgungspflichtige Arbeitsverhältnisse im
Sinne des Satzes 1, bestimmt die/der Pflichtversicherte, fur welches Arbeitsverhältnis
die Versorgungspunkte nach Satz 1 berücksichtigt werden.

(2) lBei Eintritt des Versicherungsfalles wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung
vor Vollendung des 60, Lebensjahres werden Pflichtversicherten für jeweils zwölf volle,
bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres fehlende Kalendermonate (Zurechnungszeit)
so viele Versorgungspunkte hinzugerechnet, wie dies dem Verhältnis von durch-
schnittlichem monatlichem zusatzversorgungspflichtigem Entgelt der letzten drei Ka-
lenderjahre vor Eintritt des Versicherungsfalles zum Referenzentgelt entspricht; bei
Berechnung des durchschnittlichen Entgelts werden Monate ohne zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt nicht berücksichtigt. 'zlst in diesem Zeitraum kein zusatzver-
sorgungspflichtiges Entgelt angefallen, ist für die Berechnung nach Satz 1 das Entgelt
zugrunde zu legen, das sich als durchschnittliches monatliches zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt im Kalenderjahr vor dem Rentenbeginn ergeben hätte.

(3) lBei Beschäftigten, die am'1 . Januar 2OO2 bereits 20 Jahre pflichtversichert sind,
werden für jedes volle Kalenderjahr der Pflichtversicherung bis zum 31. Dezember
2001 mindestens 1,84 Versorgungspunkte berücksichtigt. 2Be¡ Beschäftigten, deren
Gesamlbeschäftigungsquotient am 31 . Dezember 2001 kleiner als 1,0 ist, gilt Satz 1

entsprechend mit der Maßgabe, dass der Faktor l,84 mit dem am 3l , Dezember
2001 maßgebenden Gesamtbeschåft igungsquotienten multipliziert wird.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die freiwillige Versicherung

s36
Betriebsrente für Hinterbliebene

(1) lStirbt eine/ein Versicherte/r, die/der die Wartezeit (S 32) erfüllt hat, oder eine/ein Be-
triebsrentenberechtigte/r, hat die hinterbliebene Ehegattin/der hinterbliebene Ehegatte
Anspruch auf eine kleine oder große Betriebsrente für Witwen|¡Vitwer, wenn und so-
lange ein Anspruch auf Witwen-Mitwerrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung
besteht oder bestehen würde, sofern kein Rentensplitting unier Ehegatten durchge-
führt worden wäre 2Art (kleine/große Betriebsrente für Witwen/WitweQ, Höhe (der
nach Ablauf des Sterbevierteljahres maßgebende Rentenaftfaktor nach S 67 Nrn.5
und 6 und S 255 Abs 1 SGB Vl) und Dauer des Anspruchs richten sich - soweit

34



nachstehend keine abweichenden Regelungen getroffen sind - nach den entspre-

chenden Bestimmungen der gesetzlichen
lage der Betriebsrenten fÜr Hinterbliebene
Verstorbene bezogen hat oder hätte beans
ihres/seines Todes wegen voller Erwerbsm
chen oder diesen gesetzlich gleichgestellten Kinder der/des Verstorbenen haben ent-

sprechend den Sätzen 1 bis 3 Anspruch auf Betriebsrente für Voll- oder Halbwaisen,
sDer Anspruch ìst durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung

nachzuweisen.

(2) lAnspruch auf Betriebsrente für WitwenMitwer besteht nicht, wenn die Ehe mit der/dem

Verstorbenen weniger als zwölf Monate gedauert hat, es sei denn, dass nach den be-

sonderen Umständen des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleini-

ge oder überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe/dem Witwer eine Betriebsrente

zu verschaffen. 'zDies gilt nicht fÜr die freiwillige Versicherung.

(3)

(4)

(1)

lWitwen-Mitwerrente und Waisenrenten dùrfen zusammen den Betrag der ihrer Berech-

nung zugrunde liegenden Betriebsrente nicht übersteigen. 2Ergeben die Hinterbliebenen-

rentén in der Summe einen höheren Betrag, werden sie anteilig geküzt. 3Erlischt eine der

anteilig geküzten Hinterbliebenenrenten, erhöhen sich dìe verbleibenden Hinterbliebe-

nenrenten vom Beginn des folgenden Monats entsprechend, jedoch hÖchstens bis zum

vollen Betrag der Betriebsrente der/des Verstorbenen.

Bei der Ermittlung der Hinterbliebenenrente aus der freiwilligen Versicherung bleiben die

Rententeile unberücksichtigt, denen Versorgungspunkte zugrunde liegen, fÜr die eine

Mitversicherung von Hinterbliebenenrenten ausgeschlossen wurde.

s37
Anpassung der Betriebsrenten

Die Betriebsrenten werden jeweils zum 1. Juli - erstmals ab dem Jahr 2002 - um

1 v. H, ihres Betrages erhöht.

s38
Neuberechnung

Die Betriebsrente ist neu zu berechnen, wenn bei einer/einem Betriebsrentenberech-
tigten ein neuer Versicherungsfall eintritt und seit dem Beginn der Betriebsrente auf-
giund des früheren Versicherungsfalles zusätzliche Versorgungspunkte zu berück-

sichtigen sind.

Durch die Neuberechnung wird die bisherige Belriebsrente um den Betrag erhÖht, der

sich als Betriebsrente aufgrund der neu zu berÜcksichtigenden Versorgungspunkte
(2)
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ergibt; für diese zusätzlichen Versorgungspunkte wird der Abschlagsfaktor nach S 33
Abs. 4 gesondert festgestellt.

(3) lWird aus einer Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung eine Betriebsrente
wegen voller Erwerbsminderung oder wegen Alters, wird die bisher nach S 33 Abs. 2
zur Hälfte gezahlte Betriebsrente voll gezahlt. 2wird aus einer Betriebsrente wegen
voller En¡verbsminderung eine Betriebsrente wegen teilweiser Enruerbsminderung, wird
die bisher gezahlte Betriebsrente entsprechend S 33 Abs. 2 zur Hàlfle gezahlt 3Die

Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn zusätzliche Versorgungs-
punkte zu berücksichtigen sind. aBei der Neuberechnung der Betriebsrente sind Ver-
sorgungspunkte nach S 35 Abs. 2, die aufgrund des früheren Versicherungsfalles be-
rÜcksichtigt wurden, nur noch insoweit anzurechnen, als sie die zusätzlichen Versor-
gungspunkte - ohne Bonuspunkte nach S 66 - aus einer Pflichtversicherung über-
steigen oder soweit in dem nach $ 35 Abs. 2 maßgebenden Zeitraum keine Pflichtver-
sicherung mehr bestanden hat.

(4) Für Hinterbliebene gilt Absatz 3 Sätze 1 bis 3 entsprechend.

s3e
Nichtzahlung und Ruhen

(1) lDie Betriebsrente wird von dem Zeitpunkt an nlcht gezahlt, von dem an die Rente
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach S 100 Abs. 3 Satz 1 in
Verbindung mit S 34 Abs. 2 SGB Vl endet, 2Die Betriebsrente ist auf Antrag vom Ers-
ten des lt¡lonats an wieder zuzahlen, für den der/dem Rentenberechtlgten die Rente
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung wieder geleistet wird. 3Wird die
Altersrente der gesetzlichen Rentenversicherung nach Eintritt des Versicherungs-
falles (S 31) als Teilrente gezahlt, wird die Betriebsrente nur in Höhe eines entspre-
chenden Anteils gezahlt.

(2) lst der Versìcherungsfall wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung eingetreten
und wird die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen Hinzuverdienstes
nicht oder nur zu einem Anteil gezahlt, wird auch die Betriebsrente nicht oder nur in
Höhe eines entsprechenden Anteils gezahlt.

(3) Die Betriebsrente ruht, solange die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung
ganz oder teilweise versagt wird.

(4) lDie Betriebsrente ruht ferner, solange die/der Berechtigte ihren/seinen Wohnsitz oder
dauernden Aufenthalt außerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union hat
und trotz Aufforderung der Kasse keine Empfangsbevollmächtigte/keinen Empfangs-
bevollmächtigten im lnland bestellt 2Die Kasse kann Ausnahmen zulassen,

(5) Die Betriebsrente ruht ferner in Höhe des Betrages des für die Zeit nach dem Beginn
der Betriebsrente gezahlten Krankengeldes aus der gesetzlichen Krankenversiche-
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rung, soweit dìeses nicht nach S 96 a Abs. 3 SGB Vl auf eine Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung anzurechnen oder bei elner Rente wegen voller Erwerbsminde-
rung oder einer Rente wegen Alters als Vollrente dem Träger der Krankenversicherung
zu erstatten ist.

(6) Für Hinterbliebene gelten die Vorschriften der gesetzlichen Bentenversicherung über
das Zusammentreffen von Rente und Einkommen entsprechend mit der Maßgabe'
dass eventuelle Freibeträge sowie das Einkommen, das auf die Rente aus der gesetz-

lichen Rentenversicherung angerechnet wird, unberücksichtigt bleiben.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für Leistungen aus der freiwilligen Versicherung

s40
Erlöschen

(1) Der Anspruch auf Betriebsrente erlischt mit Ablauf des Monats,

a) in dem die/der Betriebsrentenberechtigte gestorben i,st oder
b) für den Rente nach S 43 bzw. S 240 SGB Vl letztmals gezahlt worden ist oder
c) der dem l\4onat vorangeht, von dessen Beginn an die Zusalzversorgungseinrich-

tung, zu der die Versicherung übergeleitet worden ist, zur Zahlung der Betriebs-
rente verpflichtet ist.

(2) lDer Anspruch auf Betriebsrente für WitwenAlVitwer erlischt im Ubrigen mit Ablauf des
Monats, in dem die Witwe/der Witwer geheiratet hat. '?Für das Wiederaufleben der Be-

triebsrente für Witwen/Witwer gilt S 46 Abs. 3 SGB Vl entsprechend.

(3) Absatz 2 gilt nicht für die freiwillige Versicherung

s41
Abfindungen

(1) lBetriebsrenten, die einen Monatsbetrag von 30 Euro nicht überschreiten, werden
abgefunden, Waisenrenten und Enrverbsmìnderungsrenten sowie Betriebsrenten, bei

denen Betriebsrentenanteile nach $$'10 a, 79 ESIG gefördert werden, jedoch nur auf
Antrag. 2Überschreitet die Betriebsrente diesen Monatsbetrag, so kann sie auf Antrag
abgefunden werden, wenn die Übenrueisungskosten unverhältnismäßig hoch sind.

(2) lUnabhängig von der Höhe der Betriebsrente können Betriebsrentenanteile aus der
freiwilligen Versicherung auf Antrag abgefunden werden. 2Überschreiten dabei die
verbleìbenden Betriebsrentenanteile aus der Pflichtversicherung nicht den Betrag

nach Absatz 1 Satz 1, wird auch dieser Anteil mit abgefunden,
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(3) lDie Abfindung kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach
Zugang der Entscheidung über den Antrag auf Betriebsrente (S 46 Abs 1) beantragt
werden. 2Der Abfindungsbetrag wird berechnet, indem die Rente, die der/dem Be-
rechtigten im Zeitpunkt des Entstehens des Anspruchs zustand, mit einem in den
nachstehenden Tabellen genannten, dem Lebensalter entsprechenden Faktor verviel-
facht wird. 3Nach Entstehen des Anspruchs auf Betriebsrente gezahlte Leistungen
werden auf den Abfindungsbetrag angerechnet.

a) Betriebsrente für Versicherle

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Faktor

30 192
31 192
32 193

193
34 194
35 194
36 194

194
38 194
39 193

40 193

41 193

42 193

43 192

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Faktor

44 192
45 192
46 191

47 191

48 190

49 190

50 189

51 189

52 1BB

53 187

54 186

55 185

56 184
57 182

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Faktor

troJO 181

59 179
60 176
61 174
62 171

63 168

64 165

65 tbt
66 157
ôt 153

6B 149
69 145

70 141

b) Betriebsrenle für Witwen und Witwer:

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Faktor

20 243
21 242
22 241

Zð 240
24 239
25 ¿;t I

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Faktor

to 236
ZI aaF
ooao 233
29 232
JU 230
31 228

a
Alter des

Berechtigten
beim Entstehen
des Anspruchs

Faktor

\)¿ 226
!)O 224
34 223
QE 221

JO 219
aa 216
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Faktor

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

214
21239
21040
20841

42 205
20343
20144

45 198

19646
47 193

19148
18849
18550
18251

trc 180
17753

54 174
171trÃ

56 168
ib557

5B 162

Faktor

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

59 158

15560
bt 152

14862
63 145

14164
65 138

13466
13167

68 127
12369

70 119

115/t
11172

/J 107

10374
991F

76 95
77 91

ot78
79 83

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Faktor

7Q80
7681

82 II

6983
84 65

Õ¿otr()J

86 59

5687
RQ88

89 51

4890
91 46

4492
93 42

3994
95 ó/

3596
97 .1.1

J¿98
99 30

oa100 und älter

t

c) Betriebsrente für Waisen

Alter des
Berechtigien

beim Entstehen
des Anspruchs

Faktor

1500

1 144
1392
10c

1264

5 119

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Faktor

1126
7 105

I 98
o 90

8110

11 73

Faktor

Alter des
Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

12 64
5413

14 44
15 34

16 z,)

1217 und älter
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(4) llst eine Betriebsrente nach den Absätzen 1 und 2 abzufinden, zu deren Ausgleich
nach S 1587 BGB durch Entscheidung eines Familiengerichts nach S 1Abs.3 des
Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich Rentenanwartschaften
bei einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung begründet worden sind, er-
rechnet sich der Abflndungsbetrag aus dem unter Berücksichtigung des durchgeführ-
ten Versorgungsausgleichs gekürzten Betrag der Rente. 2Dies gilt auch dann, wenn
die Rente vor der Abf indung noch ungekûrz| zu zahlen war.

(5) l\4it der Abfindung erlöschen alle Ansprüche und Anwartschaften aus der Versiche-
rung

(6) Die abgefundene Betriebsrente für Hinterbliebene gilt für die Anwendung des S 36
Abs, 3 nicht als abgefunden.

s42
Rückzahlung und Beitragserstattung

(1) Ohne Rechtsgrund gezahlte Umlagen und Beiträge werden ohne Zinsen zurückge-
zahl|.

(2) lDie beitragsfrei Pflichtversicherten, die die Wartezeit (S 32) nicht erfüllt haben, können
bis zur Vollendung ihres 67, Lebensjahres die Erstattung der von ihnen getragenen
Beiträge beantragen. 2Der Antrag auf Beitragserstattung gilt für alle von den
Versicherten selbst getragenen Beiträge und kann nicht widerrufen werden. 3Rechte

aus der Versicherung fùr Zeiten, fur die Beiträge erstattet werden, erlöschen mit der
Antragstellung, 4Die Beiträge werden ohne Zinsen erstattet.

(3) lSterben Verslcherte nach Antragstellung, aber vor Beitragserstattung, gehen die
Ansprüche auf die Hinterbliebenen über, die betriebsrentenberechtigt wären, wenn
die Wartezeit erfüllt wäre. 2Mit der Zahlung an einen der Hinterbliebenen edischt der
Anspruch der übrigen Berechtigten gegen die Kassg.

(4) Beiträge im Sinne der Absätze 2 und 3 sind

a) die fÜr die Zeit vor dem 1. Januar 1978 entrichteten Pflichtbeiträge einschließlich
der lt/itarbeiteranteile an den Erhöhungsbelträgen,

b) Beiträge zur freiwilligen Weiteruersicherung,
c) die fÜr die Zelt nach dem 31. Dezember.l 977 entrichteten Mitarbeiteranteile an

den Erhöhungsbeträgen,
d) durch kirchliche Arbeitsrechtsregelung oder arbeits- oder tarifuertraglich vereinbar-

te Beiträge des Pflichtversicheften zur Umlage, die nach S 7 Abs. 1 Sätze 2 bis 4
des Tarifverlrages über die Versorgung der Arbeitnehmer kommunaler Verwaltun-
gen und Betriebe entrichtet worden sind oder zu entrichten gewesen wären, wenn
der Beteiligte diesen Tarifuertrag anwenden würde.

J
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s43
Sonderregelung für Beschäftigte, die in der

gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind

1Für Mìtarbeiter, die in der geset2ichen Rentenversicherung nicht versichert sind oder die Vor-

ausse2ungen für den Bezug einer Rente aus der gese2lichen Rentenversicherung nicht er-

füllen, çlten die SS 16 bis 42 entsprechend. zSoweit auf Regelungen des Rechts der gesetzli-

chen Rentenversicherung Bezug genommen wird, ist die jeweilige Regelung so entspre-
chend anzuwenden, wie dies bei unterstellter Versicherung in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung der Fall wäre. sBei Anwendung des S 31 sind dabei anstelle der Ver-

sicherungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung die Pflichtversicherungszei-
ten in der Zusatzversorgung zu berücksichtigen. aD¡e teilweise oder volle Erwerbs-

minderung ist durch einen von der Kasse zu bestimmenden Facharzt nachzuweisen.
sDie Kosten der Begutachtung trägt der Versicherte. 6Die Betriebsrente ruhl, solange

sich die Betriebsrentenberechtigten trotz Verlangens der Kasse innerhalb einer von

dieser zu setzenden Frist nicht fachärztlich untersuchen lassen oder das Ergebnis der

Untersuchung der Kasse nicht vorlegen. TDer Anspruch auf Betriebsrente erlischt mit

Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der/dem Berechtigten die Ent
scheidung der Kasse über das Erlöschen des Anspruchs wegen Wegfalls der Er-

werbsminderung zugegangen ist.

s44
Eheversorgungsausgle¡ch

[wird ergänzt]

Abschnitt ll
Verfahrensvorschriften

s45
Antrag auf Le¡stungen

(1) lDie Kasse gewährt Leistungen nur auf Antrag.2Dem Antrag sind die von der Kasse
geforderten Unterlagen beizufügen. 3Der Antrag ist bei Pflichtversicherten über den

Beteiligten einzureichen, bei dem der Pflichtversicherte zulelzlin dem versicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnis gestanden hat.

(2) llst die/der Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei der Kasse gestellt zu haben,

so kann der Antrag nur nachgeholt werden, wenn der/dem Verstorbenen ein An-

spruch auf Gewährung einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zuge-
standen und sie/er den Antrag auf Gewährung dieser Rente gestellt hat, 2Das Recht,
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den Antrag nachzuholen, steht nur dem überlebenden Ehegatten sowie den Ab-
kömmlingen zu.

s46
Entscheidung

(f ) lDie Kasse entscheidet schriftlich über den Antrag auf Leistungen und über sonstige
Rechte aus dem Versicherungsverhältnis, 2wird eine Leistung erbracht, so sind ihre
Höhe, die Art der Berechnung und ihr Beginn anzugeben 3wird eine Leistung abge-
lehnt oder die Zahlung einer Betriebsrente eingestellt, so ist dies zu begründen.

(2) Stellt sich nachträglich heraus, dass eine Entscheidung auf unrichtigen Vorausset-
zungen beruht, so kann die Kasse die unrichtige Entscheidung aufheben und eine
neue Entscheidung treffen.

(3) Die Entscheidung ist mit dem Hinweis auf die l\/öglichkeit der Beschwerde nach
Maßgabe des S 79 und die Folgen der Fristversäumnis zu versehen.

$46a
Härteausgleich

Die Kasse kann zur Vermeidung besonderer Härten im Einzelfall Leistungen ohne An-
erkennung eines Rechtsanspruchs widerruflich bewilligen.

s47
Auszahlung

(1) lDie Betriebsrenten werden monatlich im Voraus auf ein Girokonto der/des Betriebs-
rentenberechtigten innerhalb eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union uber-
wiesen 2Die Kosten der Überweisung auf ein Konto im lnland, mit Ausnahme der
Kosten für die Gutschrift, trägt die Kasse. 3Besteht der Betriebsrentenanspruch nicht
für einen vollen Kalendermonat, wird der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum
entfällt

(2) lstirbt e¡ne/ein Betriebsrentenberechtigte/r, die/der den Leistungsantrag gestellt hat,
vor der Auszahlung, so können nur der überlebende Ehegatte oder die Abkömmlinge
die Auszahlung verlangen. 2Wer den Tod der/des Betriebsrentenberechtigten vorsätz-
lich herbeigeführt hat, hat keinen Anspruch nach Satz 1.3Die Zahlung an einen Hin-
terbliebenen bringt den Anspruch der übrigen Berechtigten gegen die Kasse zum Er-
löschen.

(3) lHat die/der Betriebsrentenberechtigte ihren/seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent-
halt außerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, kann die Kasse die
Zahlung der Rente davon abhängig machen, dass die/der Betriebsrentenberechtigte

a
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im lnland benennt oder die/der Betriebsrentenbe-
te auf ein auf ihren/seinen Namen lautendes Konto
ie Kasse berechtigt, die Leistungen fÜr das laufende

Dezember auszuzahlen. 3Rentenzahlungen in das

Ausland erfolgen auf Kosten und Gefahr des Berechtigten.

(4) überzahlungen können von der Kasse mit künftigen Leistungen verrechnet werden.

s48
Pflichten der Versicherten und Rentenberechtigten

(1) lVersicherte und Betriebsrentenberechtigte sind verpflichtet, der Kasse eine Verle-

gung ihres Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts sowie jede Anderung von Ver-

ñältnissen, die ihren Anspruch dem Grunde oder der HÖhe nach berühren können,

sofort schrift lich mitzuteilen.

2lnsbesondere sind mitzuteilen

1. von allen Betriebsrentenberechtigten

haltsgeld und Verletztengeld,
d) der Bezug einer Teilrente,

sowie

2 bei Betriebsrenten aus eigener Versicherung

der Wegfall der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbsminderung und die Anderung

von voller in teilweise oder von teilweiser in volle Enruerbsminderung und die Ande-

rung der Höhe der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen Hinzu-

verdienstes,

3. bei Betriebsrenten für WitwenMitwer

a) die erneute Eheschließung,
b) der Bezug von Alters- oder Erwerbsminderungsrenten aus eigener Versiche-

rung, Ruhegehalt oder vergleichbare Dienstbezüge aus einem öffentlich-

rechtlichen Dienstverhältnis, Rentenleistungen berufsständischer Versor-

gungseinrichtungen,

I
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4, bei Betriebsrenten für Waisen

das Ende der Schul- oder Berufsausbildung oder eines freiwilligen sozialen Jahres
oder der Wegfall der Unterhaltsbedürftigkeit, wenn das 18. Lebensjahr vollendet
ist,

5 von versicherten, bei denen die soziale Komponente wegen Elternzeit (s 35
Abs. 1) berúcksichtigt werden soll,

ob weitere zusatzversorgungspflichtige Arbeitverhältnisse bestehen

(2) Versicherte und Betriebsrentenberechtigte sind ferner verpflichtet, innerhalb einer von
der Kasse zu setzenden Frist auf Anforderung Auskünfte zu erteilen sowie die erfor-
derlichen Nachweise und Lebensbescheinigungen vorzulegen.

(3) Die Kasse kann die Betriebsrente zurückbehalten, solange der Betriebsrentenberech-
tigte seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 und 2 oder seiner Verpflichtung, die über-
leitung der Versicherung auf die Kasse zu beantragen, nicht nachkommt.

(4) Verletzen Verslcherte oder Betriebsrentenberechtigte ihre Pflichten nach dieser Vor-
schrift, können sie sich nicht auf den Wegfall der Bereicherung berufen.

s4e
Abtretung von Ersatzansprüchen

lsteht der/dem Versicherten, der/dem Betriebsrentenberechtigten oder einem
anspruchsberechtigten Hinterbliebenen aus einem Ereignis, das die Kasse zur Gewäh-

#"i
der Bet
der ans

geltend gemacht werden. 3Venrueigern die anspruchsberechtigten Personen die Abtre-
tung oder die Beibringung der erforderlichen Unterlagen, so ist die Kasse zu einer
Leistung nicht verpf lichtet,

ss0
Abtretung und Verpfändung

lAnsprüche auf Kassenleistungen können nicht abgetreten, verpfändet oder beliehen
werden, 2Dies gilt nicht für Ansprüche aus der Pflichtversicherung, die an einen Ar-
beitgeber, der die/den Anspruchsberechtigte/n in der Zusatzversorgung angemeldet
hat, oder an eine andere Zusatzversorgungseinrichtung im sinne von S 27 Abs, 1 ab-
getreten werden. 3Die Abtretungserklärung ist der Kasse mit der Abmeldung oder mit
dem Antrag zu ubersenden.
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s5r
Versicherungsnachweise

(1) lPflichtversicherte und freiwillig Versicherte erhalten jeweils nach Ablauf des Kalender-
jahres bzw. bei Beendigung der Pflichtversicherung einen Nachweis über ihre bisher
insgesamt en¡vorbene Anwartschaft auf Betriebsrente wegen Alters nach S 33. 'zDabei
werden neben der Anwartschaft auch die Zahl der Versorgungspunkte und der l\4ess-
betrag angegeben. 3Zusätzlich sind die steuerrechtlich vorgeschriebenen Angaben
enthalten. aDer Nachweis ist - soweit einschlägig - mit einem Hinweis auf die Aus-
schlussfristen nach den Absätzen 2 bis 4 zu versehen. sWird der Nachweis im Zu-
sammenhang mit der Beendigung der Pflichtversicherung erbracht, ist er um den
Hinweis zu ergânzen, dass die aufgrund der Pflichtversicherung erworbene Anwart-
schaft bis zum erneuten Beginn der Pflichtversicherung bzw. bis zum Eintritt des Ver-
sicherungsfalles nicht dynamisierl wird, wenn die Wartezeit von -l20 Umlage-/ Pflicht-
beitragsmonaten (S 66 Abs. 3) nicht erfüllt ist.

(2) lDie Mitarbeiter können nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach
Zugang des Nachweises gegenüber dem Beteiligten schriftlich beanstanden, dass
die von diesem zu entrichtenden Beiträge oder die zu meldenden Entgelte nicht oder
nicht vollstándig an die Kasse abgeführt oder gemeldet worden sind.

(3) Freiwillig Versicherte, die nicht bereits von Absatz 2 erfasst sind, können nur innerhalb
einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises über die ein-
gezahlten freiwilligen Beiträge gegenüber der Kasse schriftlich beanstanden, dass
diese Beiträge nicht oder nicht vollstandig in dem Nachweis enthalten sind

(4) Beanstandungen in Bezug auf die ausgewiesenen Bonuspunkte sind innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises schriftlich unmit-
telbar gegenüber der Kasse zu erheben.

s52
Ausschlussfristen

(1) lDer Anspruch auf Betriebsrente für einen Zeitraum, der mehr als zwei Jahre vor dem
Ersten des Monats liegt, in dem der Antrag bei der Kasse eingegangen ist, kann nicht
mehr geltend gemacht werden (Ausschlussfrist). 2Dem Antrag steht eine Mitteilung
des Berechtlgten gleich, die zu einem höheren Anspruch führt.

(2) Die Beanstandung, die mitgeteilte laufende monatliche Betriebsrente, eine Renten-
nachzahlung, eine Abfindung, eine Beitragserstattung oder eine Rückzahlung sei
nicht oder nicht in der mitgeteilten Höhe ausgezahlt worden, ist nur schriftlich und in-
nerhalb einer Ausschlussfrist von einem Jahr zulässig; die Frist beginnt bei laufenden
Betriebsrenten m¡t dem Ersten des Monats, für den die Betriebsrente zu zahlen ist, im
Ubrigen mit dem Zugang der Mitteilung über die entsprechende Leistung,
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(3) Auf die Ausschlussfrist ist in der Mitteilung über die Leistung bzw. den Nachweis
hinzuweisen,

(4) Diese Vorschrift gilt nicht für die freiwìllige Versicherung

52a
Verjährung

(1) Ein Anspruch aus der freiwilligen Versicherung verjährt in fünf Jahren; die Verjährung

beginnt mit dem Ende des Jahres, in dem die Leistung verlangt werden kann.

(2) lst ein Anspruch schriftlich geltend gemacht worden, ist die Verjährung bis zum Ein-
gang der schriftlichen Entscheidung der Kasse beim Berechtigten gehemmt.

(3) lLehnt die Kasse gegenüber dem Berechtigten den geltend gemachten Anspruch ab,
ist sie von der Verpflichtung zur Zahlung frei, wenn der Anspruch nicht innerhalb von
sechs Monaten gerichtlich geltend gemacht wird 2Die Frist beginnt mit der schriftli-
chen Ablehnung des Anspruchs unter Angabe der mit dem Fristablauf verbundenen
Rechtsfolge.

Vierter Teil
Finanzierung und Rechnungswesen

Abschnitt I

Allgemeines

ss3
Kassenvermögen

(1) Das Kassenvermögen dient ausschließlich zur Deckung der satzungsmäßigen Leis-
tungen und der Venrualtungskosten der Kasse

(2) Die Mittel der Kasse werden

a) in der Pflichtversicherung durch Pflichtbeiträge und Sanierungsgelder,
b) in der freiwilligen Versicherung durch freiwillige Beiträge einschließlich der Alters-

vorsorgezulagen
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s54
Vermögensanlage

lDas Kassenvermögen ist nach den Grundsätzen des S 54 VAG so anzulegen, dass
möglichst große Sicherheit und Rentabilität bei jederzeitiger Liquidität und angemes-
sener Mischung und Streuung erreicht werden. 2Die Kasse regelt die Anlage ihres
Vermögens durch Richtlinien

s55
Getrennte Verwaltung

(1) llnnerhalb des Kassenvermögens werden drei getrennte Abrechnungsverbände ge-
fûhrt, und zwar

a) für Anwartschaften und Ansprüche, die auf nach dem 31 , Dezember 2001 entrich-
teien Pflichtbelträgen beruhen (Abrechungsverband P),

b) für Anwartschaften und Ansprüche, die auf nach dem 31. Dezember 2001 entrich-
teten freiwilligen Beiträgen beruhen (Abrechnungsverband F) und

c) für alle übrigen Anwartschaften und Ansprüche (Abrechungsverband S),

für die eigene versicherungstechnische Bilanzen erstellt werden. 2Diese sind vom Ver-

antwortlichen Aktuar (S 7) zu testieren.

(2) 1Für 
¡eden Abrechnungsverband werden Einnahmen und Ausgaben einschließlich der

Kapitalanlagen gesondert verwaltet. 2Dabei werden Teilvermögen gebildet und die
Uberschüsse für jeden Abrechnungsverband gesonded ermittelt.

s56
Versicherungstechn¡sche Deckungsrückstel lungen

(1) Fur die Abrechnungsverbände nach S 55 Abs. 1 wird in der Bilanz jeweils eine eigene
Deckungsrückstellung in Höhe des versicherungsmathematischen Banryerts aller am
Bilanzstichtag bestehenden Anwartschaften und AnsprÜche eìngestellt

(2) Der für die Ermittlung zu berúcksichtigende Rechnungszins und die Venrualtungskos-
ten werden im Rahmen des versicherungstechnischen Geschäftsplans festgelegt.

s57
Verlustrücklage

lZur Deckung von Fehlbeträgen ist für jeden Abrechnungsverband eine Verlustrückla-
ge zu bilden, 2Der Verlustrücklage sind jährlich mindestens 5 v. H. des sich aus der
versicherungstechnischen Bilanz ergebenden Uberschusses zuzulÜhren, bis diese
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einen Stand von 10 v H der Deckungsrückstellung erreicht oder nach lnanspruch-
nahme wieder erreicht.

s58
Rtickstellung für Leistungsverbesserung

(1) Der Uberschuss, der sich entsprechend dem versicherungstechnischen Geschäfts-
plan ergibt, wird getrennt nach Abrechnungsverbänden in die Rückstellung für Leis-
tungsverbesserung eingestellt.

(2) lDiese Rückstellung dient der Verbesserung oder Erhöhung von Leistungen, insbe-
sondere zur Gewährung von Bonuspunkten. 2Sie kann zusätzlich zur Deckung von
Fehlbeträgen herangezogen werden, wenn die Verlustrücklage nlcht ausreicht.

(3) 1Für die Bemessung der Bonuspunkte wird im Abrechnungsverband S die anteilige
Rückstellung fúr Leistungsverbesserung um 95 v. H, eines fiktiven Zinsertrages er-
höht. 2Der fiktive Zinsertrag bemisst sich nach der durchschnittlichen laufenden Ver-
zinsung der zehn nach der Bilanzsumme größten Pensionskassen gemäß dem zum
Zeitpunkt der Fertigstellung der versicherungstechnischen Bilanz jeweils aktuellen
Geschäftsbericht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. 3weist die ver-
sicherungstechnische Bilanz im Geschäftsjahr einen Verlust aus, dann ist zunächst
der Erhöhungsbetrag gemäß Satz 1 um diesen Verlust zu vermindern. aVerbleibt ein
positiver Wert, dann erhöht sich die anteilige Rúckstellung für Uberschussbetelligung
im Abrechnungsverband S um diesen Wert. sUm den Erhöhungsbetrag nach den Sät-
zen 1 bis 4 wird der Fehlbetrag für den Abrechnungsverband S erhöht.

s5e
Deckung von Fehlbeträgen

(1) Ergibt sich im Abrechungsverband P ein Fehlbetrag, der durch die lnanspruchnahme
der Verlustrücklage und die Rückstellung für künftige Leistungsverbesserung nicht
gedeckt werden kann, kann die Kasse den Pflichtbeitrag erhöhen,

(2) Ergibt sich bei der freiwilligen Versicherung ein Fehlbetrag, der durch die lnanspruch-
nahme der Verlustrücklage und die Rückstellung für künftige Leistungsverbesserung
nicht gedeckt werden kann, so können die Anwartschaften und Ansprüche um bis zu
25 v. H. ihres ursprünglichen Betrages herabgesetzt werden.

(3) Die Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 werden auf Vorschlag des Vorstands
vom Venrvaltungsrat beschlossen
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s60
Verwaltungskosten und Rechnungslegung

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

(2) Dìe Verualtungskosten (Personal- und Sachaufwand der Kasse) sind im Voraus durch
einen Haushaltsplan zu veranschlagen.

(3) Die Kasse hat für jedes Geschäftsjahr eine Jahresrechnung zu erstellen

(4) Die Jahresrechnung besteht aus

a) dem Jahresabschluss (Bilanz, Gewìnn- und Verlustrechnung und Anhang),
b) dem Lagebericht,
c) der Rechnung über die Venrualtungskosten.

(5) Für die Aufstellung und Gliederung des Jahresabschlusses und des Lageberichts
gelten die Vorschriften des Handelsgesetzbuches, der Verordnung über die Rech-
nungslegung der Versicherungsunternehmen sowie die mit der Versicherungsaufsicht
(S 9) getroffenen Vereinbarungen.

Abschnitt ll
Pflichtversicherung

s61
Aufwendungen für die Pflichtvers¡cherung

Der Beteiligte ist Schuldner der

a) Pflichtbeiträge (S 62 Abs. 1 und Abs. 2) und
b) Sanierungsgelder (S 63)

einschließlich einer durch kirchliche Arbeitsrechtsregelung oder tarif- oder arbeitsver-
traglich vereinbarten Eigenbeteillgung der/des Pflichtversicherten.

s62
Pflichtbeiträge

(1) Der Pflichtbeitrag ist in Höhe von 4 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts zu

zahlen,
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(2) 'Beteiligte im Beitrittsgebiet können als Pflichtbeiträge folgende Mindestsätze leisten

fûr das Jahr 2002
für das Jahr 2003
für das Jahr 2004
für das Jahr 2005
ab dem Jahr 2006

des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts (Absatz 3) 'zWird der Pflichtbeitrag von
4v, H. nach Satz 1 unterschritten, werden Versorgungspunkte nach S 34 entspre-
chend dem Verhältnis von tatsächlich geleistetem Beitrag zum Pflichtbeitrag von
4 v H. erworben (S 34 Abs, 2 Satz 3)

(3) lZusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist, soweit nachstehend nichts anderes be-
stimmt ist, der steuerpflichtige Arbeitslohn.

2Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt sind

a) Bestandteile des Arbeitsentgelts, die auf einer Ven¡veisung auf beamtenrechtliche
Vorschriften beruhen, soweit die beamtenrechtlichen Bezùge nicht ruhegehaltfä-
hig sind sowie Bestandteile des Arbeitsentgelts, die durch kirchliche Arbeits-
rechtsregelungen, Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung, Dìenstvereinbarung oder
Arbeitsvertrag ausdrücklich als nìcht zusatzversorgungspflichtig bezeichnet sind,

b) Aufwendungen des Arbeitgebers für eine Zukunftssicherung der Mitarbeiter,
c) Krankengeldzuschusse,
d) einmalige Zahlungen (z B Zuwendungen, Urlaubsabgeltungen), die aus Anlass

der Beendigung, des Eintritts des Ruhens oder nach der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses gezahlt werden, mit Ausnahme der Teilzuwendung, die dem Be-
schäftigten gezahlt wird, der mit Billigung des Beteiligten zu einem anderen Betei-
ligten der Kasse oder einem Mitglied eìner anderen Zusatzversorgungseinrichtung
im Sinne von S 27 Abs. 1 übergetreten ist,

e) einmalige Zahlungen (z B Zuwendungen) insoweit, als bei ihrer Berechnung Zei-
ten berücksichtigt sind, für die keine Beiträge für laufendes zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt zu entrichten sind,

f) vermögenswirksame Leistungen, Jubiläumszuwendungen,
g) Sachbezüge, die während eines Zeitraumes gewährt werden, für den kein laufen-

des zusatzversorgungspflichtiges Entgelt zusteht,
h) geldwerte Vorteile, die steuerlich als Arbeitslohn gelten,
i) geldliche Nebenleistungen wie Ersatz von Werbungskosten (2. B. Aufwendungen

für Werkzeuge, Berufskleidung, Fortbìldung) sowie Zuschüsse z B zu Fahr-, Hei-
zungs-, Wohnungs-, Essens-, Kontoführungskosten,

j) Mietbeiträge an Beschäftigte mit Anspruch auf Trennungsgeld (Trennungsent-
schädigung),

k) Schulbeihilfen
l) einmalige Zuwendungen anlässlich des Erwerbs eines Diploms einer Venrualtungs-

oder Wirtschaftsakademie,

lvH
2vH
2vH
3v H

4v H
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m) Prämien im Rahmen des behördlichen oder betrieblichen Vorschlagswesens,
n) Erfindervergütungen,
o) Kassenverlustentschädigungen (Mankogelder, Fehlgeldentschädigungen),
p) Einkünfte die aus ärztlichen Liquidationserlösen zufließen,
q) einmalige Unfallentschädigungen,
r) Aufwandsentschädigungen; reisekostenähnliche Entschädigungen; Entgelte aus

Nebentätigkeiten; Tantiemen, Provisionen, Abschlussprämien und entsprechende
Leistungen; einmalige und sonstige nicht laufend monatiich gezahlte über- oder
außeftarifliche Leistungen,

s) Zuschläge fùr Sonntags-, Feiedags- und Nachtarbeit.

3Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist ferner der Teil des steuerpflichtigen Ar-
beitsentgelts, der nach Anwendung des Satzes 1 den 2,S-fachen Wert der monatli-
chen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung (West bzw
Ost) übersteigt; wenn eine zusatzversorgungspflichtige Zuwendung gezahlt wird, ist
der vorgenannte Wert jährlich einmal im Monat der Zahlung der Zuwendung zu ver-
doppeln. aHaben Beschäftigte für einen Kalendermonat oder für einen Teil eines Ka-
lendermonats Anspruch auf Krankengeldzuschuss - auch wenn dieser wegen der
Höhe der Barlelstungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird -, gilt fÜr

diesen Kalendermonat als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt der Urlaubslohn (zu-

züglich eines etwaigen Sozialzuschlages) bzw, die Urlaubsvergütung für die Tage, fúr
die Anspruch auf Lohn, Vergütung, Urlaubslohn, Urlaubsvergütung oder Krankenbe-
züge besteht. 5ln diesem Kalendermonat geleistete einmalige Zahlungen sind neben

dem Urlaubslohn bzw. der Urlaubsvergütung nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 zu-
satzversorgungspflichtiges Entgelt. 6Für Mitarbeiter, die zur Ubernahme von Aufgaben
der Entwicklungshilfe im Sinne des S 1 Entwicklungshelfer-Gesetzvom 18. Juni 1969
in der jeweils geltenden Fassung ohne Arbeitsentgelt beurlaubt sind, hat der Beteiligte
für die Zeit der Beurlaubung Beitràge an die Kasse abzuführen, wenn der Träger der
Entwicklungshilfe die Beiträge erstattet. 7Für die Bemessung der Beiträge gilt als zu-
satzversorgungspflichtiges Entgelt das Entgelt, von dem nach S 166 Abs 1 Nr 4

SGB Vl die Beiträge für die gesetzliche Rentenversicherung zu berechnen sind.
sVerminderungen des steuerpflichtigen Entgelts aufgrund einer Entgeltumwandlung
gelten als steuerpflichtiger Arbeitslohn.

(4) lWird Altersteilzeit nach dem 31 . Dezember 2002 begonnen, ist - unter Berúcksichti-
gung des Absatzes 3 Satz 1 - zusatzversorgungspflichtiges Entgelt während des Al-
tersteilzeitarbeitsverhältnisses das l,8ìache der zur Hälfte zustehenden Bezüge nach

S 4 des Tarituertrages zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) zuzüglich derjeni-
gen Bezüge, die in voller Höhe zustehen. 2wird ein Beitrag an die gesetzliche Renten-
versicherung gezahlt, der den Mindestbeitrag nach S 3 Abs. 1 Nr. I Buchst, b des

Altersteilzeitgesetzes übersteigt, ist das zusatzversorgungspflichtige Entgelt entspre-
chend zu erhöhen.
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s63
Sanierungsgeld

(1) Die Kasse kann ein Sanierungsgeld zur Deckung eines Fehlbetrages im Abrech-
nungsverband S erheben (S 3 a Abs. 1 Buchst, e).

(2) lBemessungsgrundlage für das pauschal durch die Beteiligten zu entrichtende Sanie-
rungsgeld ist die Gesamtsumme der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte der
Pflichtversicherten des Abrechnungsverbandes S sowie das Fünffache der dem Ab-
rechnungsverband S zuzuordnenden Renten. 2Der auf den einzelnen Beteiligten ent-
fallende Anteil der Bemessungsgrundlage entspricht dem Verhältnis der Summe der
zusatzversorgungspflichtigen Entgelte seiner Pflichtversicherten !m Abrechnungsver-
band S zur Gesamtsumme der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte aller Pflichtver-
sicherten im Abrechnungsverband S. 3Als Pflichtversicherter im Abrechnungsver-
band S gilt jeder Pflichtversicherte mit Anwartschaften auf Leistungen, die aus dem
Abrechungsverband S zu erbringen sind.

(3) lDas Sanierungsgeld beträgt ab dem L Januar 2003 0,5 v. H. der Bemessungsgrund-
lage. 'zlm Beitrittsgebiet beträgt das Sanierungsgeld 0,2 v. H der Bemessungsgrund-
lage. 3ln regelmäßigen Zeitabständen, spätestens aber fünf Jahre nach der letzten
Festsetzung, ist zu prüfen, ob und in welcher Höhe ein Sanierungsgeld weiter zu zah-
len ist,

(4) lDas Sanierungsgeld wird von der Kasse nach Abschluss der Jahresabrechnung fùr
das vorangegangene Kalenderjahr erhoben '?Es wird mit Bescheid der Kasse fällig
und ist bis zum Ende des Monats an die Kasse zu zahlen, der dem Monat der Zustel-
lung des Bescheides folgt. 35 65 Satz 3 gilt entsprechend.

s64

Ioffen]

s6s
Fälligkeit von Beiträgen

lDie Beiträge sind in dem Zeitpunkt fällig, in dem das zusatzversorgungspflichtige
Entgelt dem Versicherten zufließt. 2Sie müssen bis zum Ende des Kalendermonats der
Fälligkeit bei der Kasse eingegangen sein. 3Beiträge, die nach diesem Zeitpunkt ein-
gehen, sind bis zum Tage der Gutschrift mit jährlich drei v, H. über dem an diesem
Tage geltenden Basiszinssatz nach S 247 Abs. 1 BGB zu verzinsen. aBei rûckwirken-
der Anmeldung gilt Satz 3 fur die ZeiT ab Beginn der Versicherung entsprechend.
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s66
Überschussverteilung

(1) 1lm Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz fúr die Pflichtversicherung werden
die Uberschüsse jährllch bis zum Jahresende fùr das vorangegangene Geschâftsjahr
festgestellt. 2Dabei werden, soweit nicht S 58 Abs. 3 zur Anwendung kommt, die tat-
sächlich erzielten Kapitalerträge berücksichtigt.

(2) Uber die Zuteilung von Bonuspunkten entscheidet der VerwaltUngsrat auf Vorschlag
des Vorstands.

(3) 1Für die Zuteilung der Bonuspunkte kommen die am Ende des laufenden Geschäfts-
jahres Pflichtversicherten sowie die zum gleichen Zeitpunkt beitragsfrei Versicherten,
die eine Wartezeit von 120 Umlage-/Pflichtbeitragsmonaten erfüllt haben, in Betracht,
2Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnis in Folge von Witterungseinflüssen oder wegen
anderer Naturereignlsse nach besonderen tarìfvertraglichen Vorschriften geendet hat
und die bei Wiederaufnahme der Arbeit Anspruch auf Wiedereinstellung haben, sowie
Saisonbeschäftigte, die bei Beginn der nächsten Saison voraussichtlich wieder einge-
stellt werden, gelten als Pflichtversicherte im Sinne des Satzes 1.

Abschnitt lll
Freiwillige Versicherung

s67
Beiträge

(1) Schuldner der Beiträge fur die freiwillige Versicherung ist der/die Versicherungsneh-
mer/in,

(2) lDie Beiträge sind in gleichbleibender Höhe monatlich zu entrichten; Einmalzahlungen
können zugelassen werden. 2Die Kasse kann Mindestbeiträge festlegen.

s68
Überschussverteilung

(1) 1lm Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz für die freiwillige Versicherung
werden die Uberschüsse jährlich bis zum Jahresende für das vorangegangene Ge-
schäftsjahr festgestellt. 'S 66 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Für die Zuteilung der Bonuspunkte kommen alle am Ende des laufenden Geschäfts-
jahres freiwillig Versicherten einschließlich der beitragsfrei Versicherten in Betracht
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Fünfter Teil
Übergangsvorschriften zur Ablösung des bis 31. Dezember 2001

maßgebenden Leistu n gsrechts

Abschnitt I

Ü bergangsregelungen für Rentenberechtigte

s6e
Am 31. Dezember 2001 Versorgungsrentenberechtigte

(1) Die Versorgungsrenten, die sich ohne Berücksichtigung von Nichtzahlungs- und
Ruhensregelungen ergeben, und die Ausgleichsbeträge nach dem bis 31 . Dezember
2000 geltenden Zusatzversorgungsrecht werden für die am 31 . Dezember 2001 Ver-

sorgungsrentenberechtigten und versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebenen
zum 3.1 . Dezember 2001 festgestellt.

(2) lDie nach Absatz 1 festgestellten Versorgungsrenten werden vorbehaltlich des Sat-

zes 3 als Besitzstandsrenten weitergezahlt und entsprechend S 37 dynamisiert. 2Die

abbaubaren Ausgleichsbeträge werden jeweils in Höhe des Dynamisierungsgewinns
abgebaut; die nichl abbaubaren Ausgleichsbeträge werden nìcht dynamisiert, 3Die

am Tag vor ln-Kraft-Treten dieser Satzung geltenden Regelungen Über die Nichtzah-
lung und das Ruhen sind entsprechend anzuwenden.

(3) Es gelten folgende Maßgaben

a) 1Fúr Neuberechnungen gilt S 38 mit der Maßgabe, dass zusàtzliche Versorgungs-
punkte nach Satz 2 zu berücksichtigen slnd 2Soweit noch Zeiten vor dem 1, Ja-
nuar 2OO2 zu berücksichtigen sind, wird eine Startgutschrift entsprechend den

SS 72 bis 74 berechnet; übersteigt der hiernach festgestellte Betrag den Betrag,

der sich als Versorgungsrente am 31 Dezember 2001 ergeben hat bzw. ohne
Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften ergeben hätte, wird die Differenz durch
den Messbetrag geteilt und dem Versorgungskonto (S 34 Abs. 1) als Startgut-
schrift gutgeschrieben.

b) $ g0 Abs. 3 und die SS 40 bis 52 gelten entsprechend.

c) lHat die Versorgungsrente vor dem 1. Januar 2002 geendet und besteht die MÖg-

lichkeit einer erneuten Renlengewährung, ist die Versorgungsrente, die sich unter
Außerachtlassung von Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften und ohne Berück-
sichtigung eines Ausgleichsbetrages (Absatz 1) am 31 . Dezember 2001 ergeben
hätte, durch den Messbetrag zu teilen und als Starlgutschrift auf dem Versor-
gungskonto (S 3a Abs. 1) gutzuschreiben; im Ubrigen gelten in diesen Fällen die
Vorschrìften des Punktemodells. 2Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Versiche-
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rungsfall vor dem 1. Januar 2002 eingetreten ist, die Versorgungsrente jedoch erst
nach dem 1. Januar 2002 beginnt.

(4) lst der Versicherungsfall der teilweisen oder vollen Erwerbsminderung im Jahr 2001
e¡ngetreten, gelten insoweit die bisher maßgebenden Satzungsregelungen fort.

(5) Stirbt eine/ein unter Absatz 1 fallende/r Versorgungsrentenberechtigte/r, gelten die
Vorschriften des Punktemodells für Hinterbliebene entsprechend.

s70
Am 31. Dezember 2001 Versicherungsrentenberechtigte

(1) Für Versicherungsrentenberechtigte und versicherungsrentenberechtigte Hinterblie-
bene, deren Versicherungsrente spätestens am 31. Dezember 2001 begonnen hat,
wird die am 31 . Dezember 2001 maßgebende Versicherungsrente festgestellt.

(2) Die nach Absatz 1 festgestellten Versicherungsrenten werden als Besitzstandsrenten
weitergezahlt und entsprechend S 37 dynamisiert.

(3) S 69 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Leistungen nach der am Tag vor ln-Kraft-Treten dieser
Satzung geltenden Sonderregelung für Arbeitnehmer im Beitrittsgebiet ($ 108 a der
Satzung in der am 31 . Dezember 2001 geltenden Fassung) und für Betriebsrenten
nach S 

.l 8 BetrAVG, die spätestens am 31 . Dezember 2001 begonnen haben, ent-
sprechend.

s7r
Versicherte mit Rentenbeg¡nn am 1. Januar 2002

Für Rentenberechtigte, deren Rente am 1. Januar 2002 begonnen hat, finden die
$S 69 und 70 entsprechende Anwendung.

Abschnitt ll
Übergangsvorschriften für Anwartschaften der Versicherten

s72
Grundsätze

(1) 1Für die Versicherten werden die Anwartschaften nach dem am 31. Dezember 2000
geltenden Recht der Zusatzversorgung entsprechend SS 73 und 74 ermittelt. 'Die An-
wartschaften nach Satz 1 werden unter Einschluss des Jahres 2001 ohne Berucksich-
tigung der Altersfaktoren in Versorgungspunkte umgerechnet, indem der Anwart-
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schaftsbetrag durch den Messbetrag von vier Euro geteilt wird; sie werden den Ver-

sorgungskonten ($ 34 Abs. 1) ebenfalls gutgeschrieben (Startgutschriften).

(2) 1Für die Berechnung der Anwartschaften sind, soweit jeweils erforderlich, die Re-

chengrößen (insbesondere Entgelt, Gesamtbeschäftigungsquotient, Steuertabelle,
Sozialversicherungsbeiträge, Familienstand, aktueller Rentenwert, Mindestgesamtver-
sorgung) vom 31. Dezember 2001 maßgebend; soweit gesamtversorgungsfähiges
Entgelt zu berücksichtigen ist, ergibt sich dieses - ohne Berücksichtigung einer Erhö-
hung zum 1 . Januar 2OO2 - aus den entsprechenden Kalenderjahren vor diesem Zeit-
punkt. 'zFür die Rentenberechnung nach S 18 Abs, 2 BetrAVG ist das am 31. Dezem-
ber 2001 geltende Rentenrecht maßgebend

(3) lBeanstandungen gegen die mitgeteilte Starigutschrift sind innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises der Kasse
schriftlich unmittelbar gegenüber der Kasse zu erheben. 2Auf die Ausschlussfrist ist in
dem Nachweis hinzuweisen.

s73
Höhe der Anwartschaften für am 31. Dezember 2001 schon

und am 1. Januar 2002 noch Pflichtversicherte

(1) lDie Anwartschaften der am 31 . Dezember 2001 schon und am 1 . Januar 2002 noch
Pflichtversicherten berechnen sich nach S 18 Abs.2 BetrAVG, soweit sich aus Ab-
satz 2 nichts anderes ergibt, 2Satz 1 gilt entsprechend fur Beschäftigte, die nach den
am 31 . Dezember 2000 geltenden Vorschriften der Kasse als pflichtversichert gelten.
tS 35 a der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung findet An-
wendung, sowelt seine Voraussetzungen zum 31 . Dezember 2001 bereits erfüllt wa-
ren.

(2) 1Für Beschäftigte im Tarifgebiet West bzw. Beschäftigte, die Pflichtversicherungszei-
ten in der Zusatzversorgung vor dem l. Januar 1997 haben, und die am 1. Januar
2002 das 55, Lebensjahr vollendet haben (rentennahe Jahrgänge), ist Ausgangswert
für die bis 31 Dezember 2001 in der Zusatzversorgung (Gesamtversorgung) erwor-
bene Anwartschaft die Versorgungsrente, die sich unter Beachtung der Maßgaben
des S 72, insbesondere unter Berücksichtigung der Mindestgesamtversorgung (S 32

Abs, 5 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung) und des

S 35 a der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung, fúr die/den
Berechtigte/n bei Eintritt des Versicherungsfalles am 31. Dezember 200.1 , frúhestens
jedoch zum Zeitpunkt der Vollendung des 63. Lebensjahres vor Berücksichtigung des
Abschlags ergeben wúrde. 2Von diesem Ausgangswert ist der Betrag abzuziehen,
den die Versicherten aus dem Punktemodell bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres
vor Berucksichtigung des Abschlags noch erwerben könnten, wenn für sie zusatzver-
sorgungspflichtige Entgelte in Höhe des mit dem Gesamtbeschäftigungsquotienten
vervielfachten gesamtversorgungsfähigen Entgelts gezahlt würden 3Sind am 31 . De-
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zember 2001 die Vorausse2ungen für die Berücksichtigung des S 100 Abs. 3 der Sal
zung in der am 3.1 . Dezember 2001 maßgebenden Fassung erfùllt, berechnet sich der
Versorgungs-Vomhundertsatz nach dieser Vorschrift mit der Maßgabe, dass nach

S 1 00 Abs. 3 SaIz 2 Buchst. a der Satzung in der am 3l . Dezember 2001 maßgeben-
den Fassung abzuziehende Monate die Monate sind, die zwischen dem 31 . Dezem-
ber 1991 und dem Ersten des Monats liegen, der auf die Vollendung des 63. Lebens-
jahres folgt. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten für Beschäftigte, die am 3.1 Dezember 2001 das
52. Lebensjahr vollendet haben und eine Rente für schwerbehinderte Menschen be-
anspruchen könnten, wenn sie zu diesem Zeitpunkt bereits das 60. Lebensjahr voll-
endet hätten, entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des 63, Lebensjah-
res das entsprechende, für sie individuell frühestmögliche Eintrittsalter in die ab-
schlagsfreie Rente für schwerbehinderte Menschen maßgeblich ist. sWerden in den
Fällen des Satzes 4 die Voraussetzungen für die Mindestgesamtversorgung zwischen
dem Zeitpunkt der Hochrechnung nach Satz 4 und der Vollendung des 63. Lebens-
jahres erfüllt, erfolgt die Berechnung der Anwartschaft abweichend von SaIz 4 bezo-
gen auf den Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen der Mindestgesamtversorgung
erfullt wären.

(3) Für Beschäftigte im Tarifgebiet West bzw, fur Beschäftigte, die Pflichtversicherungs-
zeiten in der Zusatzversorgung vor dem 1. Januar 1997 haben, und die vor dem
14. November 2001 Altersteilzeit oder einen Vorruhestand vereinbart haben, gilt Ab-
satz 2 mit folgenden Maßgaben:

a) An die Stelle des 63. Lebensjahres tritt das vereinbarte Ende des Altersteilzeitar-
beitsverhältnisses bzw. in den Fällen des Vorruhestandes das Alter, zu dem nach
der Vorruhestandsvereinbarung die Rente beginnen würde.

b) lDer anzurechnende Bezug nach Absatz 4 wird in den Fällen, in denen die Min-
destgesamtversorgung nach dem bis zum 31. Dezember 2000 geltendenZusatz-
versorgungsrecht maßgeblich gewesen wäre, um die Abschläge vermindert, die
sich zu dem Zeitpunkt, auf den die Startgutschrift hochgerechnet wird, voraus-
sichtlich ergeben werden; diese Abschläge sind der Kasse vom Beschäftigten in

geeigneter Weise nachzuweisen. 2Die Startgutschrift ist in den Fällen des Satzes 1

um den Betrag der sich im Zeitpunkt der Hochrechnung nach Satz I voraussicht-
lich ergebenden Abschläge gemäß S 33 Abs. 4 zu erhÖhen.

(3 a) lPflichtversicherte, bei denen der Versicherungsfall der vollen Enruerbsminderung vor

dem 1. Januar 2007 eingetreten ist, deren Startgutschrift nach Abs. 1 berechnet wur-

de und die am 31. Dezember 2001

a) das 47, Lebensjahr vollendet sowie
b) mindestens .120 Umlagemonate zurückgelegt hatten,

erhalten in Abweichung von dem ublichen Verfahren eine zusätzliche Startgutschrift in

Höhe des Betrages, um den die Startgutschrift nach Absatz 2 die Startgutschrift nach
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Absatz 1 übersteigt; bei Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 2 sind die Maß-
gaben der SàIze 2 und 3 zu beachten. 2Die Berechnung erfolgt bezogen auf die
Vollendung des 63. Lebensjahres. sAls anzurechnender Bezug wird die tatsächliche,
entsprechend Absatz 5 auf das vollendete 63. Lebensjahr hochgerechnete gesetzli-
che Rente zugrunde gelegt. aDie sich nach den Sätzen 1 bis 3 ergebende zusàtzliche
Startgutschrift gilt bei Anwendung des S 66 als soziale Komponente im Sinne des
S 35.

(4) 1Für die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 2 ist die Rentenauskunft des
gesetzlichen Rentenversicherungsträgers zum Stichtag 31. Dezember 2001 nach
Durchführung einer Kontenklärung maßgebend. 2Die Pflichtversicherten haben, sofern
sie nicht bereits über eine Rentenauskunft aus dem Jahr 2001 verfügen, bis
30. September 2002 eine Rentenauskunft zu beantragen und diese unverzüglich der
Kasse zu übersenden. 3Sofern die Rentenauskunft aus von den Pflichtversicherten zu
vertretenden Gründen bis 31. Dezember 2003 nicht beigebracht wird, wird die Start-
gutschrift nach Absatz 1 berechnet. aBei Vorliegen besonderer Grúnde kann die Kas-
se eine angemessene Fristverlängerung gewähren. ssoweit bis 31 . Dezember 2002
bereits ein bestands- oder rechtskräftiger Rentenbescheid der gesetzlichen Renten-
versicherung vorliegt, ist - abweichend von Satz 1 dieser Grundlage für die Berech-
nung nach Absatz 2.

(5) 1Für die Zeit bis zur Vollendung des 63, Lebensjahres werden Entgeltpunkte in Höhe
des jährlichen Durchschnitts der in dem Zeilraum vom l. Januar 1999 bis 31 . Dezem-
ber 2001 tatsächlich aus Beitragszeiten erworbenen Entgeltpunkte in Ansatz ge-
bracht. 2Bei Pflichtversicherten, die nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung ver-
sichert sind, wird der anzurechende Bezug nach der bisher geltenden Regelung be-
rücksichtigt; Zuschüsse werden in Höhe des jährlichen Durchschnitts der in der Zeit
vom 1. Januar 1999 bis 31 . Dezember 2001 tatsächlich gemeldeten Zuschússe in

Ansatz gebracht.3lst in den Jahren 1999 bis 2001 kein zusatzversorgungspflichtiges
Entgelt bezogen worden, ist gesamtversorgungsfähiges Entgelt das zusatzversor-
gungspflichtige Entgelt, das sich ergeben hätte, wenn für den gesamten Monat De-
zember 2001 eine Beschäftigung vorgelegen hätte. aSind in den Jahren 1999 bis 2001
keine Entgeltpunkte erworben worden, ist für die Ermittlung der Entgeltpunkte das
rentenversicherungspflichtige Entgelt maßgebend, das im Monat Dezember 2001 be-
zogen worden wäre, wenn während des gesamten Monats eine Beschäftigung vorge-
legen hätte; für die Ermittlung der Zuschüsse gilt dies entsprechend.

(6) 1Für die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 1 und 2 haben die Pflichtversi-
cherten bis 31 , Dezember 2002 dem Beteiligten den Familienstand am 31 . Dezember
2001 (S 32 Abs. 3 c Buchst, a und b der Satzung in der am 31 Dezember 2001 maß-
gebenden Fassung) mitzuteilen. 2Der Beteiligte hat die Daten an die Kasse zu mel-
den.

(7) Für die Dynamisierung der Anwartschaften gilt S 66
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s74
Höhe der Anwartschaften für

am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte

(1) lEine zum 31. Dezember 2001 bestehende beitragsfreie Versicherung nach S25 der
Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung oder eine am 31, De-
zember beendete Pflichtversicherung wird ab 1. Januar 2002 zu einer beitragsfreien
Pflichtversicherung (S 21). 'zFreiwillig Weiterversicherte können die Umwandlung der
freiwilligen Weiterversicherung in eine freiwillige Versicherung zum 1. Januar 2002 be-
antragen; der Antrag ist bis zum 31. Dezember 2002 zu stellen

(2) lDie Startgutschriften der am .1 
. Januar 2002bethragfrei Versicherten werden nach der

am 31. Dezember 2OO1 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. 2FÜr die
Dynamisierung der Anwartschaften gilt S 66

(3) 1Für Beschäftigte im Beitrittsgebiet, für die S 108 a der Satzung in der am 31. Dezem-
ber 2001 geltenden Fassung gilt findet Absatz 2 mit der Maßgabe Anwendung, dass
die Startgutschriften nur nach S 35 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 gelten-

den Fassung berechnet werden und der Berechnung das Entgelt zugrunde zu legen
ist, das bei Pflichtversicherung in den letzten fünf Jahren vor Beendigung des Be-

schäftigungsverhältnisses zusatzversorgungspflichtig gewesen wäre. 2Für diese Be-

schäftigten gilt die Wartezeit als erfùllt.

(4) Für die freiwillig Weiterversicherten gilt Absatz 2 entsprechend.

$74a
Sonderregelung für Versicherte im Beitrittsgebiet

(1) 1Für die/den im Beìtrittsgebiet Versicherte/n, bei der/dem der Versicherungsfall vor
Erfüllung der Wartezeit (S 32) eingetreten ist, und der vom 1, Januar 1992 an ununter-

brochen bei einem Beteiligten, dessen Rechts- oder Funktionsvorgänger oder bei ei-

nem Arbeitgeber, der Mitglied einer Zusatzversorgungseinrichtung ist, von der Versi-

cherungen zur Kasse übergeleitet werden, bzw. bei dessen Rechts- oder Funktions-
vorgänger in einem Arbeitsverhältnis gestanden hat, das bei Geltung der am

31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung der Satzung - zur fflichtversicherung ge-

führt hátte, und

a) die/der vom 1. Januar 1997 an bis zum Eintritt des Versicherungsfalles ununter-
brochen pflichtversichert gewesen ist oder

b) nach dem 1. Januar 1997

aa) aufgrund einer vom Beteiligten aus betrieblichen Grunden ausgesprochenen
Kündigung oder aufgrund eines von dem Beteiligten aus nicht verhaltensbe-
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dingten Gründen veranlassten Auflösungsvertrages aus dem Arbeitsverhält-
nis ausgeschieden,

bb) vom 1. Januar 1997 an bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses ununterbro-
chen pflichtversichert gewesen und

cc) bei dem der Versicherungsfall nach S 30 Abs, I der Satzung in der am
31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung vor dem 2. Dezember 2003
e¡ngetreten ist,

gilt die Wartezeit als erfüllt 2Tritt der Versicherungsfall nach S 30 Abs. 1 Satz 1

Buchst b, c oder e bis g der am 31, Dezember 2001 maßgebenden Fassung der Sat-
zung ein, ruht die Rente in voller Höhe bis zu dem Zeitpunkt, von dem an der Versi-
cherte eine Leistung im Sinne des S 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst. d in der am 31 . De-
zember 2001 maßgebenden Fassung erhalten könnte.

(2) Absatz 1 gilt für Hinterbliebene einer/eines vor Erfüllung der Wartezeit verstorbenen
Versicherten entsprechend.

Abschnitt lll
Sonstiges

s75
Sterbegeld

(1) lSterbegeld wird bei Forlgeltung des bisherigen Rechts (S a9 Abs 1 bis 3 und B der
Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung) Anspruchsberechtig-
ten unter Berücksichtigung des am 3'1 . Dezember 2001 maßgebenden Gesamtbe-
schäftigungsquotienten in folgender Höhe gezahlt:

für Sterbefälle im Jahr 2002
im Jahr 2003
im Jahr 2004
im Jahr 2005
im Jahr 2006
im Jahr 2007

1.535 Euro,
1.500 Euro,
1.200 Euro,

900 Euro,
600 Euro,
300 Euro.

'zAb dem Jahr 2008 entfällt das Sterbegeld.

(2) Der Anspruch auf Sterbegeld ist innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren seit
Entstehen des Anspruchs schriftlich bei der Kasse geltend zu machen.
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s76
Übergangsregelung für Beschäftigte oberhalb

der Vergütungsgruppe I BAT

1Für Mitarbeiter, fúr die für Dezember 2001 und für Januar 2002 noch eine zusätzliche
Umlage nach S 62 Abs. 4 der Satzung in der am 31 . Dezember 2001 maßgebenden
Fassung gezahlt wurde, ist in diesem Arbeitsverhältnis zusätzlich ein Pflichtbeitrag in

Höhe von neun v, H. des übersteigenden Betrages vom Beteiligten zu zahlen, soweit
das monatliche zusatzversorgungspflichtige Entgelt die Summe aus Endgrundvergù-
tung und Familienzuschlag einer/eines kinderlos verheirateten Angestellten der Vergü-
tungsgruppe I BAT (VKA) bzw. BAT-O (VKA) - jährlich einmal einschließlich der 7u-
wendung, wenn die/der Beschäftigte eine zusatzversorgungspflichtige Zuwendung
erhält - übersteigt. 2Die sich aus dem ubersteigenden zusatzversorgungspflichtigen
Entgelt ergebenden Versorgungspunkte sind mit 3,25 zu multiplizieren.

s77
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

fü r höhervers¡cherte M itarbeiter

Die lVitarbeiter, deren zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung im Wege der
Höherversicherung bis 31 . Dezember 1997 durchgeführt wurde und die seinerzeit kei-
ne Erklärung zur Teilnahme an der Zusatzversorgung abgegeben haben, sind weiter-
hin nicht zu versichern.

s78
Beteiligungsvereinbarungen mit Einzelpersonen

Bestehende Beteiligungsvereinbarungen mit Einzelpersonen nach S 10 Abs. 1

Buchst. d der Satzung in der am 31 . Dezember 2001 geltenden Fassung werden als
freiwillige Versicherungen fortgeführt.
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Sechster Teil
Rechtsweg

s7e
Beschwerde

(1) tGegen die Entscheidung der Kasse ($ 46 Abs. 1) kann innerhalb einer Frist von ei-
nem Monat nach deren Zustellung Beschwerde beim Vorstand eingelegt werden. 2Die

Beschwerde ist schriftlich oder zu Protokoll bei der Kasse einzulegen und zu begrün-
den. 3Die Kasse legt die Beschwerde dem Vorstand vor, sofern sie dem Beschwer-
debegehren nicht entspricht.

(2) Die Entscheidung des Vorstandes über die Beschwerde ist zu begrunden und mit
dem Hinweis auf die Möglichkeiten der Klage (S 80) und die Folgen der Fristversäum-
nis zu versehen.

s80
Klage

(1) Gegen die Entscheidung des Vorstandes über die Beschwerde (S 79) ist innerhalb
einer Frist von zwei Monaten nach deren Zustellung die Klage zulässig entweder

a) zum Schiedsgericht, wenn zwischen dem Antragsteller und der Kasse vereinbart
wird, dass die Entscheidung ùber den Streitgegenstand unter Ausschluss der or-
dentlichen Gerichte endgültig durch das Schiedsgericht nach dem in der Verfah-
rensordnung fùr das Schiedsgericht geregelten Verfahren erfolgen soll (Schieds-
vertrag),

oder

b) zum ordentlichen Gericht, wenn ein Schiedsvertrag nach Buchstabe a nicht abge-
schlossen wird.

(2) Die Klage zum Schiedsgericht ist schriftlich bei der Kasse einzureichen und zu be-
gründen; die Kasse gibt die Klageschrift unverzúglich an den Vorsitzenden des
Schiedsgericht weiter.

(3) lDas Schiedsgericht entscheidet aufgrund mündlicher Verhandlung oder im Einver-
ständnis der am Schiedsgerichtsverfahren Beteiligten im schriftlichen Verfahren, 2Eine

mündliche Verhandlung muss stattfinden, wenn ein Mitglied des Schiedsgerichts dies
verlangt. 3Das Schiedsgericht entscheidet nicht über Maßnahmen des einstweiligen
Rechtsschutzes (S 10a1 ZPO).
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(4) Das Schiedsgericht fertigt die Schiedssprüche aus und stellt sie den Verfahrensbetei-
ligten zu.

(5) lDas Verfahren vor dem Schiedsgericht ist gebührenfrei. 2Soweit der Kläger durch
Mutwillen, Verschleppung oder lrreführung erhöhte Kosten des Verfahrens veranlasst,
kann das Schiedsgericht ihm diese ganz oder teilweise auferlegen,

s8r
Zustellungen

lZustellungen sollen, falls die Beteiligten einen Bevollmächtigten bestellt haben, an
diesen, andernfalls an die Beteiligten selbst bewirkt werden. 2Förmliche Zustellungen
im Beschwerde- und Schiedsgerichtsverfahren sowie bei der Kündigung der Beteili-
gung können unmittelbar durch die Post entweder durch Postzustellungsurkunde
oder durch Einschreiben gegen Rückschein bewirkt werden,

Siebter Teil
ln-Kraft-Treten

s82
ln-Kraft-Treten

(1) lDiese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2001 an die Stelle der Satzung in der
Fassung der 39. Satzungsånderung.2Zum gleichen Zeitpunkt treten die hierzu erlas-
senen Durchführungs- und Übergangsvorschriften außer Kraft. 3lm Übrigen gilt das
zum 31. Dezember 2000 geltende Satzungsrecht als Ubergangsregelung bis zum
31. Dezember 2001 fort.

(2) lAnstelle von S 19 finden bis 31. Dezember 2002 S 16 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b und
S 17 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung weiterhin
Anwendung. 'zS 19 Abs. 2 findet nur für nach dem 31. Dezember 2002 begründete
Beschäftigungsverhältnisse Anwendung.

(3) Soweit bis 31. Dezember 2002 zusatzversorgungspflichtiges Entgelt entsprechend
$ 62 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung gemeldet
wird, hat es dabei sein Bewenden.
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Anhang I

Beteiligungen

Die Zustandigkeit der Kasse umfasst die Gebiete von mehreren Landeskirchen und Diako-

nischen Werken sowie weitere kirchlich-diakonische Arbeitgeber. Andere Beteiligte - z. B.

die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) oder die Evangelisch-methodistische Kirche

in Deutschland (EmK) - sind bundesweit vertreten,

Arbeitgeber aus Kirche und Diakonie innerhalb dieses Zuständigkeitsgebiets haben die

[/öglichkeit, für ihre nichtbeamteten lVitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der KZVK Darm-

stadt eine Pflichtversicherung abzuschließen, Darüber hinaus bietet die Kasse für Beschàf-
tigte dieser und ggf , weiterer kirchlich-diakonischer Arbeitgeber zusätzlich eine Freiwillige

Versicherung an.

I Zuständigkeit fùr
die Gliederungen
der Landeskirchen
sowie die Diakoni-
schen Werke und
Einrichtungen

Schlesische
0berlausitz

I Zuständigkeit nur
für Diakonische
Werke und Einrich-
tungen

S ZustanOigkeit für
einzelne Gliederun-
gen der Verfassten
Kirche sowie für
die Diakonischen
Werke und Einrich-
tungen

Mecklenburg

Rheinland

Baden

Wtlrttenberg

IüEil@
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Anhang 2

Aufstellung der Zusatzversorgu n gseinrichtungen
des öffentlichen und kirchlichen Dienstes

nach $ 27 de¡ Satzung

2

3

Zusatzversorg ungskasse der
Ev.-luth. Landeskirche Hannovers
Doktonrueg 2-4
32756 Detmold

Kirchliche Zusatzversorgungskasse
Rheinland-Westfalen
Schwanenwall 11

44135 Doftmund

Kirchliche Zusatzversorgungskasse Baden
Gartenstraße 26
76133 Karlsruhe

4. KirchlicheZusatzversorgungskasse
des Verbandes der Diözesen Deutschlands
Am Römerturm 8
50667 Köln

Zusatzversorgungskasse beim Kommunalen
Versorgungsverband Thüringen
Lindenstraße 14
06556 Aftern

6. ZusatzversorgungskassederGemeinden
und Gemeindeverbände in Darmstadt
Bartningstraße 55
64289 Darmstadt

Zusatzversorgungskasse des Kommunalen
Versorgun gsverbandes Sachsen
Marschnerstraße 37
01307 Dresden

5

7
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I ZusatzversorgungskassebeimKommunalen
Versorgungsverband Brandenburg
Rudolf-Breitscheid-Straße 62
16775 Gransee

9. Zusatzversorgungskasse des Kommunalen
Versorgun gsverbandes Baden-Württemberg
Daxlander Straße 74
76185 Karlsruhe

10. Zusatzversorgungskasse der Gemeinden
und Gemeindeverbände des Reg.-Bezirks Kassel
Kölnische SIraBe 42142 a
341 17 Kassel

1 1. Rheinische Versorgungs- und Zusatzversorgungskasse für
Gemeinden und Gemeindeverbände
Mindener Straße 2

50679 Köln

12. KommunalerVersorgungsverband
Sachsen-Anhalt - Zusatzversorgungskasse -
Carl-Miller-Straße 7

39112 Magdeburg

13. Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden
Denninger Straße 37
81925 München

14. Kommunale Zusatzversorgungskasse Westfalen-Lippe
Zumsandestraße 12
48145 Münster

15. Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes

- Abt. Zusatzversorgungskasse -
Fritz-Dobisch-Straße 1 2

661 1 1 Saarbrücken

16. Kommunale Zusatzversorgungskasse beim Kommunalen
Versorgungsverband Mecklenburg-Vorpommern
Am Markt 22
1 7335 Strasburg (Uckermark)
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17. Kommunales Dienstleistungszentrum Personal und Versorgung (KDZ)

- Zusatzversorgungskasse für die Gemeinden
und Gemeindeverbände in Wiesbaden
Hohenstaufenstraße 7

65189 Wiesbaden

1 8. Zusatzversorgungskasse der Landeshauptstadt Düsseldorf
40200 Düsseldorf

[mit Wirkung zum 01 .01 .2001 von Nr. 11 übernommen]

19. Zusatzversorgungskasse derStadt Duisburg
Postfach 10 13 51

47049 Duisburg

[mit Wirkung zum 01 .01 .2001 von Nr. 11 ubernommen]

20. Zusatzversorgungskasse der Stadt Emden
Frickensteinplatz 2
26721 Emden

21. Zusatzversorgungskasse der Stadt Essen
Kennedyplatz 6
45127 Essen

[mitWirkung zum 01 .01 .2003 von Nr. 11 übernommen]

22. Zusatzversorgungskasse der Stadt Frankfurt am Main
Rottweiler Straße 18
60327 Frankfurt

23. Zusatzversorgungskasse derStadt Hannover
Teichstraße 1 1/1 3
30449 Hannover

24. Zusatzversorgungskasse der Stadt Köln
Jakordenstraße 18 - 20
50668 Köln

25. EmderZusatzversorgungskasse für Sparkassen
Große Straße 58
26721Emden

26. Zusatzversorgungskasse der Landesbank Baden-WÜrttemberg
Fritz-Elsas-Straße 31

70174 Stuttgart
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27. Bahnversicherungsanstalt Abt B (BVA)

Karlstraße 4 - 6
60329 Frankfurt

28. Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder
Hans-Thoma-Straße 19
76133 Karlsruhe

29. Pensionskasse Deutscher Eisen- und Straßenbahnen
Volksgartenstraße 54 a
50677 Köln

[Uberleitungsabkommen beendet zum 31 . Dezember 1999]

30. BayerischeVersorgungskammer
Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen
Arabellastraße 29
81925 Munchen

31. BayerischeVersorgungskammer
Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester
Arabellastraße 29
81925 München

32. VersorgungsanstaltderDeutschen Bundespost
Maybachstraße 54/56
70469 Stuttgart
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Anhang 3

Verfahrensordnung für das Schiedsgericht*

s1
Leitung

(1) Der Vorsitzende leitet die Gescháftsstelle des Schiedsgerichts

(2) Der Vorsitzende trifft die fúr die Durchführung des Klageverfahrens erforderlichen
Anordnungen, führt den Schriftverkehr mit den Verfahrensbeteiligten und leitet die
Verhandlung des Schiedsgerichts.

(3) Die Kosten der Geschäftsführung trägt die Kasse

s2
Besetzung bei Entscheidungen

(1) Das Schiedsgericht entscheidet in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei
Beisitzern nach Maßgabe des S I Abs. 2 der Satzung.

(2) lDie Entscheidungen des Schiedsgerichts werden mit Stimmenmehrheìt gefasst
2stimmenthaltungen sind nicht zulässig.

s3
Vorlage durch die Kasse

Die Kasse legt eine bei ihr eingegangene Klage unverzüglich dem Vorsitzenden vor

s4
Behandlung der Eingänge und des Vorbringens. Beiladung

(1) Alle Schriftsätze sind in doppelter Ausfertigung einzureichen.

(2) lNach Eingang eines Schriftsatzes ist eine Ausfertigung unverzüglich der anderen
Partei zuzuleiten. 2Hat eine Partei schriftliche Entscheidung beantragt, ist der anderen
Partei Gelegenheit zu geben, sich hierzu zu äußern. 3Der Vorsitzende bestimmt eine
angemessene Frist zur Gegenäußerung

" aktualisiert im Hinblick auf die Neufassung der Satzung in der Fassung der 2. Anderung (vorbehaltlich des
noch durchzuführenden Velahrens nach 5 8 Abs, 3 der Satzung)
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(3) lDer Vorsitzende kann im Laufe des Verfahrens die Verfahrensbeteiligten jederzeit zur
Erklärung ihres Vorbringens in einzelnen Punkten und zum Beweisantritt auffordern
und ihnen hierfür eine angemessene Frist setzen. 2Das Schiedsgericht entscheidet
nach pflichtgemäßem Ermessen, inwieweit im Falle unentschuldigter Fristversäumnis
nachträgliches Vorbringen noch bei der Entscheidung zu berùcksichtigen ist.

(4) Soweit eine Entscheidung rechtliche lnteressen Dritter berührt, kann diesen vom Vor-
sitzenden oder nach Eröffnung der Verhandlung durch Beiladungsbeschluss des
Schiedsgerichts Gehör gewährt werden,

ss
Aufklärung des Sachverhalts. Beweisaufnahme

(1) lDer Vorsitzende kann alle zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Anordnun-
gen treffen, ohne an Anträge der Parteien gebunden zu sein. 2Er kann zur Vorberei-
tung der Entscheidung Beweise erheben.

(2) Die Parteien und die Beigeladenen sind berechtigt, Beweisterminen beizuwohnen, die
Beweisaufnahme betreffende Anträge zu stellen und Fragen an Zeugen und Sachver-
ständige zu richten

(3) lDie Beweistermine sind den Parteien und den Beigeladenen bekannt zu geben 2Die

Bekanntgabe soll nicht später als eine Woche vor dem Termin zugegangen sein

s6
Prozessvertretung

lDie Parteien und die Beigeladenen können sich in jeder Lage des Verfahrens, auch
in mündlichen Verhandlungen und Beweisterminen, durch einen mit schriftlicher Voll-
macht versehenen Bevollmächtigten vertreten lassen,2ln der Ladung zu den Ver-
handlungs- und Beweisterminen sind sie auf diese Möglichkeit hinzuweisen. 3Die

Vollmacht ist beim Schiedsgericht einzureichen.

s7
Terminbestimmung. Ladung.

Anordnung des persönlichen Erscheinens

(1) lDerVorsitzende bestimmt Ort und Zeit der mündlichen Verhandlung.2Er verfügt die
Ladung der Parteien, der Beigeladenen sowie der Zeugen und Sachverständigen, de-
ren Vernehmung im Termin er für erforderlich hält 3Für die Ladung gilt S 81 der Sat-
zung,
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(2) Die Parteien und Beigeladenen sind in der Ladung darauf hinzuweisen, dass eine
Entscheidung auch dann ergehen kann, wenn sie im Termin weder erschienen noch
vertreten sind.

(3) Die Ladungsfrist soll mindestens zwei Wochen betragen

(4) Der Vorsitzende kann das persönliche Erscheinen des Gegners der Kasse sowie
eines Bevollmächt¡gten der Kasse und eines Beigeladenen anordnen.

s8
Mündliche Verhandlung. Beratung und Abstimmung

(1) Die Sitzung des Schiedsgerichts ist öffentlich

(2) 1Über den Verlauf der Sitzung wird eine Niederschrift geführt 2Die Niederschrift ist
vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu untezeichnen.

(3) Die Beratung und die Abstimmung schließen sich unmittelbar an die mündliche Ver-
handlung an und sind geheim

(4) Uber die Vorgänge bei der Beratung und Abstimmung haben die Mitglieder des
Schiedsgerichts Verschwiegenheit zu bewahren.

se
Schriftliches Verfahren

Ein Schiedsspruch ohne mündliche Verhandlung darf erst ergehen, nachdem die
Verfahrensbeteiligten ihr Einverständnis hìerzu erklärt haben.

s10
Entscheidung

(1) Uber die Klage wird durch Schiedsspruch entschieden

(2) lln dem Schiedsspruch' sind die an der Entscheidung beteiligten Mitglieder des
Schiedsgerichts und der Tag der Entscheidung anzugeben. 2Aus dem Schiedsspruch
muss ersichtlich sein, ob er aufgrund mündlicher Verhandlung oder im schriftlichen
Verfahren ergangen ist.

(3) Sofern eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, sind die Entscheidungsformel
nach Schluss der mündlichen Verhandlung zu verkünden und die wesentlichen Grün-
de für die Entscheidung anzugeben.
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(4) lDer Schiedsspruch ist nach der tatsächlichen und rechtlichen Seite hin zu begrün-
den. 2Er ist von den an der Entscheidung beteiligten Mìtgliedern des Schiedsgerichts
zu unterzeichnen.

(5) Der Schiedsspruch ist den Verfahrensbeteiligten binnen sechs Wochen nach der
Entscheidung zuzustellen.

s11
Koste nerstattu n g. Streitwert

(1) lAuf Erstattung angemessener Kosten für die Vertretung oder Wahrnehmung eines
Termins hat der Gegner der Kasse nur dann Anspruch, wenn er vor dem Schiedsge-
richt obsiegt und das Schiedsgericht die Kasse zur Erstattung dieser Kosten für ver-
pflichtet erklärt 2Auf Antrag wird der Betrag der zu erstattenden Kosten durch das
Schiedsgericht festgesetzt

(2) lDer Vorsitzende kann nach seinem Ermessen dem Gegner der Kasse die Erstattung
der Reisekosten in sinngemäßer Anwendung des Reisekosienrechts zusichern, wenn
er das persönliche Erscheinen für erforderlich hält. 2lehnt der Vorsitzende eine solche
Zusicherung ab, kann der Gegner der Kasse das Schiedsgerìcht anrufen.

(3) Der Kasse durch das Verfahren entstehende Kosten können ihrem Gegner nur im
Falle des S B0 Abs. 5 Satz 2 der Satzung auferlegt werden.

(4) Auf Antrag ist im Schiedsspruch der Streitwert zu ermitteln und festzusetzen

s12
Zustellung

lZustellungen sollen, falls die Verfahrensbeteiligten einen Bevollmächtigten bestellt
haben, an diesen, andernfalls an jene selbst bewirkt werden. 'lm Ubrigen gilt S 81 der
Satzung.

sr3
Verfahren nach der Zivilprozessordnung

lSoweit in dieser Verfahrensordnung nichts anderes bestimmt ist, finden die Vorschrif-
ten der Zivilprozessordnung, insbesondere des 10. Buches der Zivilprozessordnung,
entsprechende Anwendung. 2lm Übrigen gestaltet das Schiedsgericht das Verfahren
nach seinem Ermessen.
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s14
Aufgaben der Geschäftsstelle

(1) lDie Geschäftsstelle nimmt die Eingänge in Empfang, vermerkt den Tag des Ein-
gangs und die Zahl der Anlagen, trägt sie in das Eingangsbuch ein und legt sie dem
Vorsitzenden vor. 'Bei Eingängen, für die eine Frist zu beachten ist, wird der mit dem
Postabsendestempel versehene Umschlag beigefügt

(2) Alle Eingänge, die als Streitsachen zu bearbeiten sind, trägt die Geschäftsstelle in das
Streitsachenbuch nach der zeitlichen Reihenfolge der Eingange ern

(3) Die Art und Weise der Erledigung des Streites ist im Streitsachenbuch nach Jahrgän-
gen zu vermerken.

(4) Die Geschäftsstelle fertigt die von dem Vorsitzenden verfügten Ladungen zu den
Sitzungen aus und sorgt für die Zustellungen.

(5) lm Ubrigen obliegen der Geschäftsstelle

1. die Anlegung, Führung und Aufbewahrung der Akten,
2. die Anfertigung des Schriftverkehrs des Schiedsgerichts,
3. die Aufnahme von Antrâgen und Erklärungen, die zur Niederschrift des Schieds-

gerichts abgegeben werden,
4. die Anfertigung der Niederschriften über mündliche Verhandlungen,
5. die Zustellungen und Niederlegungen,
6. die Führung der Streitsachenstatistiken.
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Anhang 4

Altersvorsorgeplan 2001
der Tarifvertragspa rteien des öffentl ichen D ienstes

Berlin. 13.1 1 .2001

Dieser Tarifvertrag gilt einheitlich für die Tarifgebiete Ost und West.

1. AblösungdesGesamtversorgungssystems

1.1 Das bisherige Gesamtversorgungssystem wird mit Ablauf des 31 .12.2000 ge-

schlossen und durch das Punktemodell ersetzt. Zur juristischen Bewertung
vgl. Anlage 1

t.¿ Auf ein Zurückfallen der Renten und Anwartschaften auf den Stand des Jahres
2000 wird verzichtet.

1.3 Durch den Systemwechsel erhalten die Arbeitnehmer die Möglichkeit, eine zu-

sätzliche kapitalgedeckte Altersversorgung durch eigene Beiträge unter lnan-
spruchnahme der steuerlichen Förderung aufzubauen (Riester-Rente) Diese

Möglichkeit soll auch bei den Zusatzversorgungskassen eröffnet werden,

Die Möglichkeit der Entgeltumwandlung besteht derzeit - einheitlich fÜr alle
Arbeitnehmer - nicht; die Tarìfvertragsparteien geben sich eine Verhandlungs-
zusage für eine tarifvertragliche Regelung zur Entgeltumwandlung.

1.4 Die Umlagefinanzierung wird auch nach dem Systemwechsel beibehalten. Sie

kann schrittweise nach den Möglichkeiten der einzelnen Zusatzversorgungs-
kassen durch Kapitaldeckung abgelöst werden (Kombinationsmodell).

2. Punktemodell

2.1 Die Leistungsbemessung erfolgt nach dem Punktemodell Es werden diejeni-
gen Leistungen zugesagt, die sich ergeben würden, wenn eine Gesamt-
Beitragsleistung von 4 v. H. vollständig in ein kapitalgedecktes System einge-
zahlt würde.
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2.2 Soweit eine Kapitaldeckung vorhanden ist, werden die tatsächlich erzielten
Kapitalerträge veranschlagt.

Soweit keine Kapitaldeckung vorhanden ist, wird jährlich die laufende Verzin-
sung der zehn größten Pensionskassen gemäß jeweils aktuellem Geschâfts-
berichts des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen (bzw. Nach-
folgeeinrichtung) zugrunde gelegt.

Uberschüsse werden wie bei einer Pensionskasse festgestellt. Von diesen
Uberschüssen werden nach Abzug der Verwaltungskosten (soweit fiktiv: 2 v H.)
vonangig die sozialen Komponenten und dann Bonuspunkte finanzieft.

Soziale Komponenten sind:

a) Zurechnungszeiten bei Enruerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten
(vgl. Textziffer 2.5),

b) Kindererziehungszeiten
Berücksichtigung eines Beitrages von 20 Euro pro Monat pro Kind fur die
Dauer der gesetzlichen Erziehungszeit (ohne Beschäftigung).

Ubergangsregelung für alle Versicherten mit einer Mindestpflichtversiche-
rungszeit von 20 Jahren, die monatlich weniger als 3 600 DM brutto ver-
dienen. lhre erworbene Anwartschaften werden unter Berücksichtigung
des Beschäftigungsquotienten festgestellt und ggf. auf mindestens 0,8
Versorgungspunkte (Einbeziehung des Beschäftigungsquotienten) für
jedes volle Kalenderjahr der Pflichtversicherung angehoben.

Die als Anlage beigefügte Tabelle kommt zur Anwendung. Diese Tabelle ba-
siert auf folgenden Parametern:

Ein Zinssatz entsprechend S 2 der Deckungsrückstellungsverordnung von
derzeit 3,25 v. H. vor Eintritt des Versorgungsfalls wird zugrundegelegt. Nach
Eintritt des Versorgungsfalls gilt ein Zinssatz von 5,25 v, H. Bei Anderungen
des Verordnungs-Zinssatzes gilt dieser bis zum Wirksamwerden einer ent-
sprechenden tariflichen Anpassung fort. Die versicherungsmathematischen
Berechnungen basieren auf den Richttafeln 1998 von Klaus Heubeck.

Die Versicherungsfälle entsprechen denen in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung (Altersrenten, Erwerbsminderungsrenten, Hinterbliebenenrenten) Bei
teilweiser Erwerbsminderung wird die Hälfte des Betrages gezahlt, der bei vol-
ler Erwerbsmìnderung zustünde.

Abschläge werden fùr jeden Monat der vorzeitigen lnanspruchnahme der Ren-
ten (wie gesetzliche Rentenversicherung) in Höhe von 0,3 v. H. erhoben;
höchstens jedoch insgesamt 10,8 v H.

c)

oa

2,4
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.E Bei Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten vor Vollendung des
60. Lebensjahres werden Vorsorgepunkte hinzugerechnet. Fúr ein Referenz-
entgelt wird fùr jedes Kalenderjahr vor Vollendung des 60. Lebensjahres je ein

Versorgungspunkt hinzugerechnet.

¿.o Von den Verpflichtungen zv Beitragszahlung in der Textziffer 2.1 dieses
Tarifvertrages kann bjs zu einer Mindesthöhe von zwei v. H. fÜr die Dauer von

bis zu drei Jahren im Rahmen eines landesbezirklichen Tarifvertrages abge-
wichen werden, wenn sich der Betrieb in einer wirtschaftlichen Notlage befin-
det. Die Feststellung der wirtschaftlichen Notlage wird durch eine paritätisch
besetzte Kommission der Tarifvertragsparteien getroffen.

Die Regelung kann verlängert werden

2.7 Entgelte aus Altersteilzeit werden in Höhe des vereinbarten Entgelts, mindes-
tens jedoch mit 90 v. H. des vor Beginn der Altersteilzeit maßgebenden Wertes
berücksichtigt (wie nach bisherigem Recht). Fälle des Vorruhestandes werden
wie nach altem Recht behandelt.

3 Übergangsrecht

Die Höhe der laufenden Renten und der Ausgleichsbeträge wird zum
31 .12.2001 festgestellt.

Die laufenden Renten werden als Besitzstandsrenten weitergezahlt. Dìe ab-
baubaren Ausgleichsbeträge werden in Höhe des Dynamisierungsgewinns
abgebaut.

Die Besitzstandsrenten und die Neurenten werden beginnend mit dem Jahr
2002 jeweils zum 1 7. eines Jahres bis 2007 mit 1 v. H. jährlich dynamisiert.

Die Anwartschaften der am 31 .12.2001 schon und am 1 1.2002 noch
pf lichtversicherten Arbeitnehmer werden wie folgt berechnet:

3.4.1 Es gelten die Berechnungsvorgaben des S 1B Abs. 2 BetrAVG. Der danach
festgestellte Betrag wird in Versorgungspunkte unter Berücksìchtigung eines
Zinssatzes von 3,25 v, H. umgerechnet und in das Punktemodell transferiert.
Die transferierten Versorgungspunkte nehmen an der Dynamisierung nach Zif-
ler 2.2Teil.

3.4.2 Für Arbeitnehmer im Tarifgebiet West, die am 1,1 .2002 das 55. Lebensjahr
vollendet haben (rentennahe Jahrgänge), gilt folgende Besitzstandsregelung:
Auf der Grundlage des am 31 .12.2000 geltenden Rechts der Zusatzversor-
gung ist Ausgangswert fur die Bemessung des in das Punktemodell zu trans-
ferierenden Betrages die individuell bestimmte Versorgungsrente im Alter von

3.1

\),¿

J.J

3.4
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3.4.3

63 (bei Behinderten Alter entsprechend gesetzlicher Rentenversicherung) un-
ter Berücksichtigung der Mindestgesamtversorgung und des S 44 a VBL-
Satzung bzw. entsprechende Versorgungsregelung; die gesetzliche Rente ist
nach persönlichen Daten anzurechnen; von diesem nach den Bemessungs-
größen per 31 .12.2001 einmalig ermittelten Ausgangswert ist die aus dem
Punktemodell noch zu eruerbende Betriebsrente abzuzìehen; die Differenz ist
die Besitzstandsrente; sie wird in Versorgungspunkte umgerechnet und in das
Punktemodell transferiert.

Textziffer 3.4.2 gill entsprechend für solche Arbeitnehmer, die im Jahre 2001
das 55, Lebensjahr vollendet und vor lnkrafttreten des Tarifvertrages Altersteil-
zei| Ytzw. Vorruhestand vereinbart haben

Die im bisherigen Versorgungssystem erworbenen Anwartschaften von Arbeit-
nehmern, die am 1.1 .2002 nicht mehr pflichtversichert sind und die eine unver-
fallbare Anwartschaft haben, werden entsprechend der bisherigen Versiche-
rungsrentenberechnung festgestellt, transferiert und nicht dynamisiert.

4. Finanzierung

4.1 Jede Kasse regelt ihre Finanzierung selbst

ZusäIzlicher Finanzbedarf über die tatsächliche Umlage des Jahres 2001 hin-
aus (Stichtag 1.11.2001) - mindestens jedoch ab Umlagesalzvon 4 v. H. -
wird durch steuerfreie, pauschale Sanierungsgelder gedeckt.

lm Tarifgebiet West verbleibt es bei den von den Arbeitnehmern bei Zusalzver-
sorgungskassen geleisteten Beiträgen,

4.2 Für die VBL-West gilt

Ab 2002 betragen die Belastungen der Arbeitgeber 8,45 v H. Dies teilt sich auf
in eine steuerpflichtige, mit 180 DM/lVonat pauschal versteuerte Umlage von
6,45 v. H. und steuerfreie pauschale Sanierungsgelder von 2,0 v. H., die zur
Deckung eines Fehlbetrages im Zeitpunkt der Schließung dienen sollen.

Ab 2OO2 beträgt der aus versteuertem Einkommen zu entrichtende Umlage-
beitrag der Arbeltnehmer 1,41 v. H.

4.3 Die Verteilung der Sanierungsgelder auf Arbeitgeberseite bestimmt sich nach
dem Verhältnis der Entgeltsumme aller Pflichtversicherten zuzüglich der neun-
fachen Rentensumme aller Renten zu den entsprechenden Werten, die einem
Arbeitgeberverband bzw., bei Verbandsfreien, den einzelnen Arbeitgebern zu-
zurechnen sind; ist ein verbandsfreier Arbeitgeber einer Gebietskörperschaft
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4.4

mittelbar oder haushaltsmäßig im Wesentlichen zuzuordnen, wird dieser bei

der Gebietskörperschaft einbezogen.

Arbeitgebern, die seit dem 1. November 2001 durch Ausgliederung entstan-
den sind, sind zur Feststellung der Verteilung der Sanierungszuschusse Ren-

ten in dem Verhältnis zuzurechnen, das dem Verhältnis der Zahl der Pflichtver-

sicherten des Ausgegliederten zu der Zahl der Pflichtversicherten des Ausglie-
dernden zum 01 .11.2001 entspricht.

Bei abnehmendem Finanzierungsbedarf fùr die laufenden Ausgaben werden
die übersteigenden Einnahmen - getrennt und individualisierbar - zum Aufbau
einer Kapitaldeckung eingesetzt.

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass mit diesem Tarifvertrag das
Abwandern von Betrieben oder Betriebsteilen aus den Zusatzversorgungsein-
richtungen des öffentlichen Dienstes verhindert wird.

Während der Laufzeit des Tarifvertrages überprÜfen die Tarifveftragsparteien,
ob es zu signifikanten Abwanderungen aus einzelnen Zusatzversorgungsein-
richtungen gekommen ist. Sie beauftragen einen Gutachter, die GrÜnde für
eventuelle Abwanderungen darzustellen. Dies gilt auch für den Tarifvertrag
über sozialverträgliche Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der
Umgestaltung der Bundeswehr.

6. Laufzeìt des Tarifvertrages bis zum 31 J2.2007

5
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Anlage 1 zum Altersvorsorgeplan 2001

Juristische Zulässigkeit des rückwirkenden Systemwechsels zum
31.12.2000

Die Tarifuertragsparteien gehen davon aus, dass der rúckwirkende Wechsel vom Ge-
samtversorgungssystem in ein Punktemodell zum 1.1 .2001 verfassungsrechtlich zu-
lässig ist. Dies gilt auch für den Transfer der am 31 .12.2000 bestehenden Anwart-
schaften.

Für das Jahr 2001 ist aus verwaltungstechnischen Gründen eine Einführungsphase
für das neue System vorgesehen, in der sich Anwartschaften technisch weiterhin nach
den Berechnungsmethoden des alten Systems fortentwickeln Diese für die Betroffe-
nen günstige Ubergangsregelung liegt in der Normsetzungsbefugnis der Tarifver-
tragsparteien.

Seit dem Ergebnis der Tarifrunde 2000 konnte niemand auf den Foftbestand des bis-
herigen Versorgungssystems vertrauen und deshalb davon ausgehen, dass dieses
unverändeft bestehen bleiben würde.

Sollte ein Bundesgericht abschließend feststellen, dass Arbeitnehmern oder Versor-
gungsempfängern mit Vordienstzeiten (Beschäftigungen außerhalb des öffentlichen
Dienstes) ìm neuen System im Hinblick auf den Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts vom 22 03.2000 (1BvR 1136/96) höhere als die überführten Ansprüche zu-
stehen, werden den Berechtigten diese Ansprüche auch dann rückwirkend erfùllt,
wenn sie sie nicht vor der neuen Entscheidung geltend gemacht haben.
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Anlage 2 zum Altersvorsorgeplan 2001

Rentenformel im Punktemodell
ohne Zwischenschaltung eines Regelbeitrages und bei Uberschussanteilen in Form
von beitragslosen Versorgungspunkten

Die Rentenhöhe ist abhängig von der gesamten Erwerbsbiografie im öffentlichen
Dienst. ln jedem Beschäftigungsjahr t werden Versorgungspunkte VP, enruorben. Die
Höhe der Versorgungspunkte ergibt sich aus der Formel:

VP¡=5,/RExTab'

Ggf. wird VP, aus Uberschüssen erhöht

Darin bedeuten

VP, Versorgungspunkte für das Jahr t

Et Entgelt des Versicherten im Jahr t

RE Referenzentgelt

Tab* Tabellenwert für das Alter x des Versicherten im Jahr t

lm Versorgungsfall ergibt sich die Rente nach der Formel

Rente = [Summe aller VP1] x Messbetrag

Der Messbetrag beträgt 0,4 % des Referenzentgeltes.

x Tab, x Tab* x Tab' x Tabx
17 o1 29 2,1 41 1,s ÃQ 1,0

3,0 30 2,0 42 1,4 54 1,018
90 31 2,0 43 1,4 55 1,019

20 2,8 ac 10 44 13 56 1,0

21 ¿,t \]J 1,9 45 13 57 0,9
22 2,6 34 1,8 46 1,3 tro 0,9
¿J 2,5 35 1,7 47 1,2 59 0,9
24 2,4 36 1,7 48 1,2 bU 0,9
25 2,4 1,6 49 1,2 r)t 0,9
26 2,3 JO 16 50 1,1 62 0,8

¿,¿ 39 16 51 1,1 63 0,8
28 22 40 1,5 52 1,1 64 und

älter
0,8
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Stichwortverzeichnis

Abfindungen
Abrechnungsverbände
Abschlagsfaktor
Abschluss von Uberleitungsabkommen
Abtretung und Verpfåndung von Ansprüchen auf

Kassenleistungen
Abtretung von Ersatzansprüchen an die Kasse
Abwicklung der Kasse
Altersfaktor
Altersf aktorentabelle
Altersteilzeit
Altersvorsorgezulage
Anlageausschússe
Anpassung der Betriebsrenten
Antrag auf Leistungen
Arbeitsunfall
Aufgaben des Aufsichtsrats
Aufgaben des Venrualtungsrats
Auflösung der Kasse
Auflösung des Beteiligten
Aufrechterhalten der Pflichtversicherung bei

Arbeitgebenruechsel
Aufsichtsrat

S41

ss 55 ff.

$ 33 Abs. 4, S 38 Abs. 2
527

s50
S49
S 10 Abs. 3
$ 34 Abs.2 3

S 3 aAbs, 1, S 6Abs. 4, S 34Abs. 3

$ 34 Abs. 2, S 62 Abs. 4, S 73 Abs. 3
$ 34 Abs. 1, 4, S 41 Abs. 1, $ 53 Abs. 2
S4aAbs.5
S37
$¿s
S32Abs 2

S4a,$8Abs.1,3
S3a,S10Abs.1
S3aAbs.1,S10
S14Abs 1

S 18 Abs. 3
S 3 aAbs. 1, S 3 bAbs. 4, $4, S aa,
STAbs 2

s61
s22
s15
S69Abs 1,2,3
$ 13 Abs. 2
S 1e

s77

$ 23 Abs. 3, S 34 Abs. 4 S 36 Abs. 4
$ 23 Abs. 3, S 34 Abs. 4
S 51 Abs. 2-4, S 52, S 72 Abs.3,
S 75 Abs. 2
S4aAbs 5

$+z

Aufwendungen f ür die Pflichtversicherung
Ausbildungsverhältnisse
Ausgleichsbetrag
Ausgleichsbeträge nach alter Satzung
Auskunftspf licht des Beteiligten
Ausnahmen von der Versicherungspf licht
Ausnahmen von der Versicherungspflicht fúr

höheryersicherte Mitarbeiter
Ausschluss der Mitversicherung von

Hinterbliebenenrenten
Ausschluss des Erwerbsminderungsrisikos
Ausschlussfrist

Ausschüsse des Aufsìchtsrats
Auszahlung der Betriebsrenten
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Beanstandung von Beschlüssen
Beanstandungen gegen Startgutschriften
Beendigung der Beteiligung
Beginn der freiwilligen Versicherung
Beginn der Pf lichtversicherung
Beiträge zur freìwilligen Versicherung
Beitragsbemessun gsgrenze
Beitragserstattung
Beitragsfreie f reiwillige Versicherung
Beitragsfreie Pf lichtversicherung
Berufung und Abberufung der

Vorstandsmitglieder
Beschäftigte, die in der gesetzlichen Renten-

versicherung nicht versichert sind
Beschwerde
Beteiligte
Beteiligung
Beteiligungsvereinbarungen mit Einzelpersonen
Betriebsrente für Hinterbliebene
Betriebsrenten
Bevollmächtigte des Vorstands
Bilanz
Bonuspunkte

Deckung von Fehlbeträgen
Deckungsrückstellungen
Diakonie
Diakonissen

Eheversorgungsausgleich
Eigenbeteiligung der/des Pf lichtversicherten
Einzelüberleitungen
Elternzeit
Ende der freiwilligen Versicherung
Ende der Versicherungspf licht
Entgeltumwandlung
Entlastung des Vorstands
Entschädigung
Entscheidung der Kasse
Entstehen der Pf lichtversicherung
Entwicklungshelfer
Erlöschen der Betriebsrente

S5Abs.2und3
S 72 Abs. 3
S 14

S 23 Abs. 2
S 17

S67
S 62 Abs. 3
S25Abs.2,S42
S24
s21

S4aAbs.2

s43
s79
S 4 Abs. 1, $ 8 Abs. 2; Anhang 1

ss 11 ff., s 78

s78
s36
ss 30 ff.
S6Abs.2
S7Abs.1
$ 34 Abs. 1 S 51 Abs. 4, S 58 Abs 2,

3, S 66 Abs. 2 3, S 68 Abs. 2

S3aAbs.1,S6Abs.4,S59
S7Abs.1
$3Abs.2
S 18 Abs. 3

$41 Abs.4,g44
s61
s28
S 35 Abs. 1

S26
s20
$ 13 Abs. 2, S 62 Abs. 3 Satz I
$3aAbs.l,S4aAbs.2
SSaAbs.s
S 46, S 79 Abs. 1

S 17

S 62 Abs. 3
S 40, S 43SaIz7
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Fatigt<eit von Beiträgen
Finanzierung und Rechnungswesen
Fortsetzung der freiwilligen Versicherung
Fortsetzung von Beteiligungen
Freiwillige Versicherung

Genehmigung von Satzungsänderungen
Geschäftsbericht
Geschäftsjahr
Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat
Geschäftsordnung für den Vorstand
Gewährleistung
Gewährleistungstráger

Gruppenuberleitung

Hárteausgleich
Haushaltsplan
Hinzuverdienst
Höhe der Anwartschaften für am 01 .01 .2002

beitragsfrei Versicherte
Höhe der Anwartschaften für am 31 .12.2001

schon und am 01.01.2002 noch Pflicht-
versicherte

Höhe der Betriebsrente

ln-Kraft-Treten

Jahresabschìuss der Kasse
Jahresmeldung
Jahresrechnung

Kassenvermögen
Kassenwechsel des Arbeitgebers
Klage
Kündigung der Beteiligung
Kündigung der freiwilligen Versicherung
Kürzung der Betriebsrente für Hinterbliebene

s65
ss 53 ff.
S 23 Abs. 5
S 12

S 1 Abs. 1, S 13Abs. 3, S l6Abs. 1,

SS 23 ff., S 51 Abs.2,3, S 53 Abs.2

$2Abs.2
S6Abs.4
$ 60 Abs. 1

S4aAbs.1
S4aAbs.2
$ 11 Abs.2,S12a
$ 2 Abs. 2, S 4Abs. 1, 4, S I Abs. 2

$ 11 4bs.2,512a
s29

S46a
S 4 aAbs 2, S 6Abs. 4, S 60 Abs. 2

S 39 Abs. 2

s74

S 60 Abs. 4

S 13 Abs.4, Abs.5
S 3 aAbs. 1, S 4 aAbs. 2, S 6Abs. 4,

$60Abs.3-5

s53
s29
s80
S 14 Abs 1-4

S2s
S 36 Abs. 3

Ió
33

s
s

s82

Lagebericht S 60 Abs. 4
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Messbetrag
Minderung der Betriebsrente wegen vorzeitiger

lnanspruchnahme
Mitarbeiter (Defi nition)
Mìtarbeiter/innen der Kasse

Neuberechnung der Betriebsrente
Nichtzahlung der Betriebsrente
Niederschriften über Aufsichtsratssitzungen
Niederschrift en über Verwaltungsratssitzungen

Organe der Kasse
Organmitglieder eines Beteiligten

Ptticrrtoeitrage
Pf lichtbeitragssatz
Pflichten der Versicheden und Renten-

berechtigten
Pf lichtversicherung
Prüfer in besonderen Fällen
Prüfungen der Kasse

Rechnungszins
Rechtsstellung der Mitglieder der Organe und

des Schiedsgerichts
Referenzentgelt
Regelbeitrag
Rentenbeginn
Rentennahe Jahrgänge
Richtlinien zur Durchführung von Satzungs-

vorschriften
Richtlinien zur Vermögensanlage
Rückstellung für Leistungsverbesserung
Rückzahlung von Beiträgen und Umlagen
Ruhen der Betriebsrente

Sanierungsgeld

Satzungsänderungen
Schiedsgericht
Sitz der Kasse
Sitzungen des Venrualtungsrats

S 3 aAbs. 1, S 6Abs. 4, S 33 Abs. 1

S 33 Abs. 4
$ 18 Abs. 1

$6Abs.6,S8b

S38

s39
S4bAbs.4
S3bAbs.5

$2aAbs.1
$ 18 Abs. 1

ss 61, 62, 65

S3aAbs.1 S6Abs.4,S62

s48
ss 16 ff
S3aAbs.1
S6Abs.4

S 56 Abs. 2

SBa
S3aAbs.1 S6Abs.4,$
S3aAbs.1,S6Abs.4,$
S 31 Abs. 4
S 73 Abs. 2

34 Abs. 2
34 Abs. 2, 4

S4aAbs.2
S4aAbs,2
s58
s42
S 39, S 43 Satz 6

S 3 aAbs. 1, S 6Abs 4, S 13Abs. 3,

S 53 Abs. 2, S 61, S 63

$2Abs.2,S3aAbs,1
S 8 S 80; Anhang 3

S 1 Abs.2
s3b
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Sonderregelung f ür Versicherte im Beitrittsgebiet
Soziale Komponente wegen Elternzeit
Soziale Komponenten
Spezialfonds
Startgutschrift
Sterbegeld

Tarifverträge über die Versorgung der Arbeit-
nehmer im öffentlichen Dienst

üb"rg"ngrr"gelung für Beschäftigte oberhalb

.. der Vergútungsgruppe I BAT
Ubergangsregelung zur organisatorischen

Verfassung der Kasse
Ubergangsregelungen für am 31 12.2001

.. Versicherungsrentenberechtigte
Ubergangsregelungen für am 31 .12.2001

Versorgun gsrentenberechti gte
Ubergangsregelungen f ür Versicherte mit

Rentenbeginn am 01 .01 .2002
Ubergan gsvorschrift en f ür Anwartschaften

der Versicherten
Uberleitung
Uberschussverteilung
Uberschussvenruendung
Uberzahlungen

Verantwortl icher Aktuar
Verdienstausfall
Verfahrensordnung f ür das Schiedsgericht
Verjährung
Verlustrücklage
Vermögensanlage
Veröffentlichung von Satzungsänderungen
Versicherungsabschnitt

Versicherungsaufsicht

Versicherungsfall
Versicherungsmathematischer Barwert
Versicherun gsnachweis
Versicherungspf licht
Versicherungstechnische Bilanz
Versicherungstechnische Ruckstellungen

s 72ff .

s 27 ff.
ss 66, 68
S 3 aAbs. 1, S 6 Abs. 4, S 7 Abs. 3
S 47 Abs. 4

S3aAbs.1,S7,S55Abs.1
58aAbs.3
S I Abs. 3, S 80 Abs 1; Anhang 3
S52a
s 57 ff.
s54
S2Abs.2
$ 13 Abs.4

S 2 Abs. 2, 5 2 aAbs. 2, S 3 aAbs. 2,

S4aAbs.3,$9
s31
S 27 Abs. 3, S 56 Abs. 1

S 13 Abs.2, $ 51

ss 18 ff.

S7Abs.3
s56

S74a
S 35 Abs. 1

$ 34 Abs. 1, S 35
S4aAbs.5
ss 72, 73

s75

S2Abs.3

s76

S 10 a

s70

s69

s7l
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Versicherungstechnischer Geschäftsplan
Versorgungsehe
Versorgungskonto
Versorgungspunkte
Vertretung der Kasse
Verwaltungskosten
Verwaltungsrat
Verzinsung von Beiträgen
Vorsitzender des Venrualtungsrats
Vorstand

Wahlausschuss
Wartezeit

Wettbewerb
Wirtschaftsprüfer

Zurechnungszeit
Zusätzliche Startgutschrift
Zusatzversorgungseinrichtungen
Zusatzversorgungspf lichtiges Entgelt
Zustellungen
Zustimmung zu Satzungsänderungen

S 7Abs. 1, S 56 Abs.2
S 36 Abs, 2

$ 34 Abs. 1, S 69 Abs. 3, S 72 Abs. 1

S 33 Abs, 1, S 34, S 72 Abs. 1

S4aAbs.4,S6Abs.2
S 60 Abs. 2
S 2Abs. 2, S 3, S 4Abs. 2, S 7 Abs. 2
s65
S4bAbs.3,SBaAbs.3
S 3 b, S4 bAbs. 3, S 6, S 7Abs. 2

S4Abs.3
S 18 Abs. 1, S 32, S 51 Abs. 1,

S 66 Abs. 3
S1Abs.1
S 3 aAbs. 1, S 4 aAbs.2

$ 35 Abs. 2

S73Abs.3a
SS 27 f.; Anhang 2

S 34 4bs. 1, 2; S 62
s81
S2Abs.2
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